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AStA 
Sitzungsprotokoll 

14.12.2020 
als Zoom-Meeting 

Anwesenheitsliste: 

 

Philipp 

Terstappen 

Marc 

Wiegand 

Yannick 

Janßen 

Alexander 

Petrick 

Jonas 

Barthel 

Kim 

Janke 

Enya 

Meyer 

Artur 

Wagner 

Maria 

Vallejo 

Luisa 

Kohnen 

Christian 

Rettig 

Joshua 

Brandhorst 

Anwesend X X X X X X X X X X X X 
Entschuldigt             

Unbekannt             
Anwesende Beschäftigte: 
Hannah Ehlert (Gesundheitsmanagerin) 
Winfried Hagenkötter (Geschäftsführer) 
Gäst*innen: 
Meike Hoppe, Soleij Mahina Reif, Wiebke Rothhardt und Robin (unbekannter Nachname) (von TOP 1 bis TOP 2) 
Benjamin Meyer zum Alten Borgloh (anwesend von TOP 1 bis TOP 3) 
 
Enya nimmt erst ab 11:35 Uhr Teil. 
Philipp nimmt von 11:55 Uhr bis 12:15 Uhr nicht teil. 
Hannah nimmt von 13:10 Uhr bis 13:20 Uhr nicht teil. 
Marc nimmt bis 12:00 Uhr teil. 
Yannick nimmt bis 13:00 Uhr teil. 
 

Tagesordnung: 
 
1) Wer macht was?! 
2) Erasmus + Förderung 
3) MS Ideologiekritik 
4) Organspende 
5) Leitlinien bei Ungleichbehandlung und Diskriminierung 
6) Büronutzung bis zum 10.01.2021 
7) Sonstiges 
 
 
 
Moderation: Jonas Barthel 
Beginn: 11:00 Uhr / Ende: 13:55 Uhr  
 
 
1: 
Philipp: (Bericht via Zoom-Chat) Newsletter-Tool, AK Praktikum Mail rausgehauen, 
Vorstandstreffen, Ref-Gespräch, Vorstellungsgespräch für Partizipation 
 
Marc: (Bericht via Zoom-Chat) E-Mails, FSR-Beratung, Vorstands meeting 
 
Yannick: (Bericht via Zoom-Chat) Newsletter-Tool, AK Wahlen 
 
Alexander: (Bericht via Zoom-Chat) Planung der FSR-Vorstands Einführungen; Planung der 
FSRK; AK Wahlen; Vorstandsmeeting; AK Praktikum; Bearbeitung des Themas Erasmus+ 
Förderung; Kommunikation zu FSRs 
 
Jonas: (Bericht via Zoom-Chat) Gespräche mit verschiedenen Studis über verschiedene 
Sachen, AK BAföG 
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Kim: (Bericht via Zoom-Chat) Vorbereitung Online-Kochevent (in Kooperation AStA Uni 
und KSHG), Weiterbildung „Online-Kurs für Nachhaltigkeits-Multiplikator*innen“ 
 
Enya: heute verspätet – ohne Bericht 
 
Artur: (Bericht via Zoom-Chat) Vernetzungstreffen Ak Metoo, Vorbereitung für Ak 50 
Jahre FH 
 
Maria: (Bericht via Zoom-Chat) Meeting with Alex and Meike Hoppe about the Erasmus 
money, meeting with ak_metoo, Game night, 
 
Luisa: (Bericht via Zoom-Chat) AK Wahlen, Veranstaltungsbewerbung, Lass mal Reden 
Plakat 
 
Joshua: (Bericht via Zoom-Chat) Interviews trans* Studis, AK #MeTOO, Treffen mit Carla 
Westkamp, Top 3 
 
Christian: (Bericht via Zoom-Chat) Personaldezernat Telefonat zu Personalkosten SHKs, 
Ausrechnen, was Lohnerhöhungen kosten würden, SHK-Aktivenkreis-Treffen, 
Terminvereinbarung mit Präsidium 
 
Hannah (SGM): (Bericht via Zoom-Chat) Kommunikation Umfrage, Spezielle Ansatzpunkte 
gesucht (niedrige Beteiligung in bestimmten FB), Jour Fixe mit Dr. Ehresmann 
 
 
 
2: 
Vor einigen Wochen und letzte Woche wurde das Thema Erasmus und Förderung auf der 
AStA-Sitzung erörtert. Von Meike Hoppe kam nochmal ein schriftlicher Brief, um die 
Dringlichkeit in der Thematik zu unterstreichen. (siehe Anhang) 
Meike Hoppe erwartet Unterstützung vom AStA. Meike Hoppe und weiteren Studierenden 
soll ein Gespräch mit Verantwortlichen der FH über den AStA vermittelt werden. Darüber 
hat Maria in der letzten Woche mit Meike Hoppe gesprochen. 
Deshalb ist Meike Hoppe, Soleij Mahina Reif, Wiebke Rothhardt und Robin (unbekannter 
Nachname) heute zu Gast, um ihre Positionen nochmals zu betonen. 
Nach einer über einstündigen Diskussion wird ein Stimmungsbild abgefragt: 
Der AStA unterstützt die Forderung, die Erasmus Gelder an die Studierenden mit 
bewilligten ERASMUS Plätzen auszuzahlen. (Wenn auch nur zum Ausgleich der durch die 
Planung entstandenen Mehrkosten) 
9 Ja 
0 Nein 
2 Enthaltungen 
 
Der AStA unterstützt, dass momentan Erasmus-Semester mit Auslandsaufenthalt 
durchgeführt werden. 
1 Ja 
6 Nein 
4 Enthaltungen 
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3: 
Der AStA diskutiert den Sachverhalt, dass sich „Ideologiekritik Münster“ (Projektstelle für 
die Durchführung von Veranstaltungen zur Politischen Bildung, getragen durch den VFJU 
e.V.) und der AStA der WWU getrennt haben und nunmehr öffentliche Statements 
austauschen. (Siehe Anhang) 
Benjamin Meyer zum Alten Borgloh ist zu Gast, um den Vorgang zu erläutern und schlägt 
vor, die Projektstelle der Ideologiekritik an die FH zu holen. 
Das Plenum diskutiert, wie ein Fortführung überhaupt formal möglich und ob das auch 
wünschenswert wäre. Allgemein wird vom Plenum das Thema „Ideologiekritik“ als wichtig 
charakterisiert, aber die Gruppe selber als problematisch gesehen, weil insgesamt zu 
wenige Informationen über die Akteur*innen zur Verfügung stehen oder die bisher 
vorliegenden Statements eher negativ gesehen werden. 
Stimmungsbilder: 
Wer ist dafür, dass das Thema Ideologiekritik als zB Veranstaltungsreihe des FH AStA 
angegangen werden soll? 
9 Ja 
0 Nein 
1 Enthaltung 
 
Soll der AStA auf die Gruppe „Ideologiekritik Münster“ zugehen? 
1 Ja 
6 Nein 
3 Enthaltung 
 
 
 
4: 
Hannah erzählt, dass die früher bereits angestoßene Info zur Organspende (Infos 
bereitstellen, Onlinetemplate für Organspendeausweise, Organspendeausweise auf Papier 
für die Ersti-Taschen, etc.) nicht durch das SGM laufen sollte, da es sich um ein Politikum 
handelt, für das es mehrere Gremien bedürfte, um es auch durch die FH zu präsentieren 
zu können. Die Aktion sollte deshalb direkt über den AStA und nicht über das SGM laufen. 
Das Plenum findet das okay.  
Eine Idee wäre auch Studierende die eine Organspende erfahren haben zu interviewen. 
Herr Gardemann sollte angesprochen werden, da er häufig entsprechende Expertise hat. 
Eine weitere Idee wäre eigene Spendeausweise mit AStA-Logo über die TK zu finanzieren. 
 
 
5: 
Alexander berichtet, dass es an der FH verschiedene Leilinien gibt, aber wenige die sich 
auf Ungleichbehandlung und Diskriminierung beziehen.  
Joshua erwidert, dass es am FB 10 eine Gleichstellungsbeauftragte gibt, die aber auch 
weitere andere Funktionen am FB hat.  
Artur merkt an, dass das Gleichstellungsbüro der FH die erste Ansprechstelle sein sollte. 
Hannah macht darauf aufmerksam, dass es eine Broschüre der FH zu verschiedenen 
Anlaufstellen gibt. 
Alexander möchte gerne zur eingebrachten Thematik arbeiten. Joshua und Jonas 
schließen sich an. Die drei Refs gründen einen Arbeitskreis. 
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6: 
Die Hochschulgebäude werden wegen des anstehenden bundesweiten Lockdowns vom 
16.12. bis zum 10.01. geschlossen. 
➔ Alle Refs und Beschäftigte sind aufgefordert ihre Aufgaben im Homeoffice zu 

erledigen und nur in unabweislichen Fällen das Büro aufzusuchen. In den beiden 
Weihnachtswochen ist das Büro sowieso wegen der Weihnachtsferien geschlossen. 

 
In einem Meinungsbild stimmen die Refs mehrheitlich dafür, dass die AStA-Sitzungen am 
Montag den 21.12. und 28.12. entfallen. 
Die nächste AStA-Sitzung wäre dann am 04.01.2021. 
 
 
 
7: 
Philipp berichtet, dass er noch am vergangenen Montag dem WWU-AStA ein E-Mail wegen 
des TOPs Rassismus im Studiwohnheim (siehe Protkoll vom 07.12.) geschrieben, aber 
bisher keine Antwort erhalten hat. Er will das Thema am kommenden Mittwoch in das 
ASten Treffen bringen. 
 
Luisa weist darauf hin, dass sie sich ein Mikrofon aus dem Büro ausleihen wird. 
 
Alexander weist darauf hin, dass am Mittwoch auch FSRK ist. 
 
 
 
 
 
 
 
Protokoll: Winfried Hagenkötter 
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Anhang zu TOP 2: 
 
Lieber ASTA der FH Münster, 
 
ich wende mich an euch in Vertretung einer Gruppe von Studierenden, die für das kom-
mende Semester ein Auslandssemester geplant haben: 
 
Mein Name ist Meike Hoppe und ich bin Studentin im Fachbereich Sozialwesen und bereite 
mich seit einigen Semestern auf mein Auslandssemester im Rahmen des Erasmus+ Program-
mes vor. Mein Auslandssemester an der spanischen Universität in Girona war für das Win-
tersemester 2020/2021 geplant. Die Gastuniversität verschob dies allerdings kurzfristig auf 
das Sommersemester 2021. Da ich mich in den letzten Zügen meines Studiums befinde, 
mein Ziel nach einem Auslandssemester nicht aufgeben wollte, bedeutete dies für mich, 
mich schnell umzuorientieren, mit der Konsequenz, mein Studium um noch ein weiteres 
Semester zu verlängern. 
 
Den neusten Informationen nach, erhalten wir Studierende die Erasmus+ Förderung nicht, 
wenn das Zielland am Tag der Abreise zum Risikogebiet erklärt wird oder noch als 
Risikogebiet zählt. Als Antwort auf unsere E-Mails an die Kommunikationsgruppe des 
Corona-Krisenstabs wurde mir mitgeteilt, dass wir über diese Regelung schon am 
13.08.2020 per E-Mail in Kenntnis gesetzt wurden (siehe Anhang). In dieser E-Mail wurde 
jedoch nichts von einem Aussetzen der Zahlung/ Nicht-Auszahlung der Erasmus-Förderung 
gesagt, lediglich von einer Einschränkung der Zahlung (und ich möchte hier betonen, dass 
der Begriff „Einschränken“ unseres Erachtens ziemlichen Interpretationsspielraum zulässt). 
Die Förderung würde solange aussetzen, bis das Zielland nicht mehr Risikogebiet ist. Damit 
wolle die Fachhochschule Münster die Studierenden nicht ermutigen, sich einem Risiko aus-
zusetzen. Der DAAD jedoch schränkt die Förderung trotz der Corona-Situation nicht ein. 
Dem Vorschlag folgen etliche andere Universitäten (unter anderem die Westfälische Wil-
helms-Universität Münster). Am 13.11.2020 bekamen wir die Rückmeldung (siehe Anhang), 
dass die Regelung bestehen bleibt.  
Wir Studierende hoffen sehr, dass ihr als unsere „(Interessen-)Vertretung“ gemeinsam mit 
uns einen Weg findet, mit den Verantwortlichen nochmal in Kontakt zu treten bzw. etwas 
im Sinne und zum Wohle uns Studierende bewirken könnt. Wir sind in großer Hoffnung, 
dass, wenn das ganze Anliegen samt unseren gesammelten Argumenten publik wird, sich 
mehr Studierende gegen diese Reglung aussprechen, denn wir haben die Erfahrung ge-
macht, dass fast keine anderen Studierenden Bescheid wissen. Wir wünschen uns, dass die 
Verantwortlichen dann den „Handlungsbedarf“ wahrnehmen, ihre Regelung zu überdenken.  
Bitte seid unser Sprachrohr und unterstützt uns dabei, denn bisher fühlen wir uns von fast 
allen Seiten in unserer Situation allein gelassen. 
Im Folgenden führen wir unsere Argumente auf, die unserer Meinung nach gegen die Nicht-
Finanzierung sprechen: 
 
Punkt 1: Point of no return, Fürsorgepflicht, finanzielle und psychische Belastung und 
Umgang mit Corona-Situation 
Der angepeilte Zweck dieser Entscheidung, Studierenden nicht zu ermutigen, in ein Risiko-
gebiet zu reisen, ist in der Praxis schwer umzusetzen. Viele von uns haben im Voraus, auf-
grund der gesetzlichen Kündigungsfristen, ihre Wohnung oder den Job gekündigt, einen 
Vertrag zur Zwischen-, oder Untermiete aufgesetzt, oder Versicherungen etc. gebucht, 
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weswegen wir schon Wochen oder Monate vor der geplanten Abreise keine Möglichkeit ha-
ben, uns anders zu entscheiden (z.B. die Kündigungen rückgängig zu machen). Ebenfalls 
wurde in mehrere Sprachkurse investiert.  
 
Wir fühlen uns an dieser Stelle von der Fachhochschule Münster dermaßen in Stich gelassen! 
Die Verantwortlichen dieser Regelung berufen sich auf ihre Fürsorgepflicht, uns nicht einem 
gesundheitlichen Risiko aussetzen zu wollen, beziehungsweise dies durch die Auszahlung 
zu fördern. Es weckt den Anschein, dass sie dabei ganz außer Acht lassen, dass sie uns 
durch ihre Regelung einem enormen finanziellen Schaden/Schulden und psychischer Belas-
tung aussetzen. Die Ungewissheit, die Schulden, die durch die Nicht-Förderung entstehen, 
sind immens, wo bleibt hier die Fürsorgepflicht, es werden keine Maßnahmen ergriffen, die 
uns in dieser Zeit und dieser Situation unterstützen. Auf unseren Lösungsvorschlag, dass es 
eine sinnvollere Maßnahme wäre, statt die Förderung zu streichen (und damit viele Studie-
rende in große finanzielle Notlagen/ Verschuldung zu bringen) für die ausreisenden Studie-
renden z.B. eine Infoveranstaltung zur Sensibilisierung bezüglich Corona durchzuführen, 
sind die Verantwortlichen nicht eingegangen. 
 
Unserer Meinung nach ist dafür weniger der Aufenthaltsort (für den sich die Infektionszah-
len täglich ändern) als vielmehr das persönliche Verhalten entscheidend. Dies scheint auch 
die Fachhochschule Münster so zusehen, schließlich werden teils weiterhin Vorlesungen und 
Seminare in Präsenz gehalten und auf ein Corona-konformes Verhalten der Studierenden 
(Maske, Ein-/Auschecken mit QR-Code) vertraut. Wie der Mail des Präsidiums der Fach-
hochschule Münster vom 06.11.2020 an alle Studierenden zu entnehmen ist, funktioniert 
diese Strategie bisher sehr gut. 
 
Warum traut man also nicht auch den Erasmus-Studierenden zu, sich auch im Ausland ver-
antwortungsvoll zu verhalten? Selbst Herr Stephan Geifes, Direktor Nationalen Agentur für 
EU-Hochschulzusammenarbeit im DAAD, empfiehlt den Studierenden, unter Einhaltung der 
Regeln des Gastlandes, sowie der Reiseempfehlungen des Auswärtigen Amtes an ihren eu-
ropäischen Studienort zu ziehen, auch wenn dort vorerst keine Präsenzveranstaltung statt-
finden (siehe: https://www.zeit.de/news/2020-08/31/was-wird-aus-meinem-erasmus-
jahr?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F). Der DAAD rät zwar bei einer Ein-
reise in ein Risikogebiet ab, schließt jedoch die Förderung bei einer Einreise nicht aus 
(siehe: https://eu.daad.de/service/erasmus-und-covid-19/de/76954-erasmus-laeuft-im-
wintersemester-weiter--wegen-covid-19-erstmals-auch-virtuell/). Wie aus diesem Schrei-
ben hervorgeht, sprechen triftige Gründe gegen die Nicht-Zahlung bei Einreise in ein Risi-
kogebiet, darauf möchten wir uns an dieser Stelle klar und deutlich beziehen, denn unseres 
Erachtens führen wir hier sehr plausible, dringende Gründe gegen diese Regelung auf. 
Wäre es daher also nicht eine sinnvollere Maßnahme, statt die Förderung zu streichen (und 
damit viele Studierende in große finanzielle Notlagen/ Verschuldung zu bringen) für die 
ausreisenden Studierenden z.B. eine Infoveranstaltung zur Sensibilisierung bezüglich 
Corona durchzuführen?  
 
Punkt 2: Online-Vorlesungen, Blended Mobility, Verschiebung des Auslandssemesters 
und keine weiteren Semester möglich 
Die Gastuniversitäten ermöglichen nicht immer online Vorlesungen, welche man auch von 
Deutschland aus besuchen kann (zumal damit der Sinn und der Zweck eines Auslandssemes-
ters nicht mehr gegeben ist). Dadurch gestaltet sich auch Blended Mobility für einige für 
uns als schwierig. Bei einem Blended Mobility besuchen die Studierende die Online-Kurse 
der Hochschulen zunächst von Deutschland aus, bis sich beispielsweise die Lage im Gastland 

https://www.zeit.de/thema/auswaertiges-amt
https://www.zeit.de/news/2020-08/31/was-wird-aus-meinem-erasmus-jahr?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://www.zeit.de/news/2020-08/31/was-wird-aus-meinem-erasmus-jahr?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://eu.daad.de/service/erasmus-und-covid-19/de/76954-erasmus-laeuft-im-wintersemester-weiter--wegen-covid-19-erstmals-auch-virtuell/
https://eu.daad.de/service/erasmus-und-covid-19/de/76954-erasmus-laeuft-im-wintersemester-weiter--wegen-covid-19-erstmals-auch-virtuell/
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beruhigt hat. Wenn nun 1. keine beziehungsweise nur unzureichende Online-Kurse der 
Gastuniversität angeboten werden und 2. das eigene Zimmer/ die eigene Wohnung schon 
untervermietet wurde, ist dies leider keine (ausreichende) Lösung.  
Wenn das Auslandssemester nicht angetreten werden kann, weil es aus eigenen Mitteln 
nicht finanzierbar ist, da die Förderung wegfällt, verlören viele von uns ein komplettes 
Semester und den Studienplatz an der Gastuniversität. Sie müssten sich erneut darauf be-
werben, da dann im Ausland ein ganz neues Semester beginnt, verbunden mit dem hohen 
Risiko, den Platz im darauffolgenden Semester nicht mehr zu bekommen, da diese gegebe-
nenfalls schon vergeben sind. Silke Viol, Erasmus-Hochschulkoordinatorin an der TU Dort-
mund, berichtet hierzu: “Nicht alle Hochschulen garantieren, dass der Studienplatz im Aus-
land erhalten bleibt, eine erneute Bewerbung kann notwendig sein” (siehe: 
https://www.zeit.de/news/2020-08/31/was-wird-aus-meinem-erasmus-jahr?utm_refe-
rrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F). Im in der Zeit erschienenen Artikel „Austausch 
ohne Austausch: Was wird aus meinem Erasmus-Jahr?“ wird erwähnt: „Auch der DAAD rät 
davon ab, Auslandsaufenthalte übermäßig zu verschieben, da sich sonst in den kommenden 
Semestern ein Kapazitätsproblem bei den Hochschulen ergeben könnte“ (siehe: ebd.). 
Hinzu kommt, dass sich viele Studierende schon im Abschlusssemester befinden und daher 
nicht die (finanzielle) Möglichkeit haben, noch ein weiteres Semester zu studieren.  
In meinem Fall würde das bedeuten, dass ich zwei Semester „umsonst“ studiert habe, da 
diese für das Auslandssemester vorgesehen waren (die Verschiebung seitens der Gastuni-
versität ist, wie oben erwähnt, bereits inbegriffen). Um an dieser Stelle auch mal Zahlen 
zu nennen, bedeutet dies für mich, ein Kredit in Höhe 6000€ (zuzüglich ca. 4% Zinsen), ca. 
380 € (Semesterbeiträge) und ca. 350 € (Kosten für Sprachkurse, da ein gewisses Sprachni-
veau nachgewiesen werden muss). 
  
Punkt 3: Zweck des Erasmus+-Programms und finanzielles Risiko 
Die Vorbereitung und Planung eines Auslandssemesters sind mit vielen Schwierigkeiten und 
Unsicherheiten verbunden. Corona sorgt auch bei uns Studierenden, im Inland wie im 
Ausland, für zahlreiche Herausforderungen und Probleme. 
Mit den neuen Regelungen der Fachhochschule Münster kommt für uns nun auch noch eine 
enorme finanzielle Unsicherheit hinzu. Die Regelung durch den Corona-Krisenstab wider-
spricht unserer Meinung nach dem eigentlichen Zweck von Erasmus+: Den Studierenden das 
Studieren im Ausland zu erleichtern bzw. zu ermöglichen.  
Wenn die Förderung nun tatsächlich davon abhängt, ob das Zielland am Tag der Abreise ein 
Risikogebiet ist oder nicht, würde das bedeuten, dass wir bis zum Abreisetag in Ungewiss-
heit sind, für wie lange die Förderung während des Aufenthalts gegebenenfalls ausgesetzt 
wird. 
Eine mögliche Antwort, dass die Studierenden das Auslandssemester nicht mehr antreten 
sollen, wenn ihnen die Situation zu ungewiss ist, empfänden wir nicht zielführend.  
Wir möchten noch einmal betonen, dass wir uns für ein Erasmus+ Programm beworben 
haben, in dem Glauben, bei einer Zusage auch die finanzielle Förderung zu erhalten. Dabei 
war nicht die Auszahlung der Förderung unsere Motivation, sondern die Möglichkeit, in 
einem anderen Land ein Teil unseres Studiums zu absolvieren. Neben den akademischen 
spielten auch persönlichkeitsbezogene Gründe eine sehr große Rolle, wie zum Beispiel die 
persönliche Weiterbildung/-entwicklung. „Das damit verbundene Leben im Gastland lässt 
Geförderte die andere Kultur im wahrsten Sinne erLEBEN. Sie erlangen dadurch – über den 
akademischen bzw. praxisorientierten Mehrwert hinaus – interkulturelle Erfahrungen und 
Kompetenzen, die eine europäische Identität fördern“ (siehe: 
https://eu.daad.de/service/erasmus-und-covid-19/de/76954-erasmus-laeuft-im-
wintersemester-weiter--wegen-covid-19-erstmals-auch-virtuell/). Und diese Erfahrungen 

https://www.zeit.de/news/2020-08/31/was-wird-aus-meinem-erasmus-jahr?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://www.zeit.de/news/2020-08/31/was-wird-aus-meinem-erasmus-jahr?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://eu.daad.de/service/erasmus-und-covid-19/de/76954-erasmus-laeuft-im-wintersemester-weiter--wegen-covid-19-erstmals-auch-virtuell/
https://eu.daad.de/service/erasmus-und-covid-19/de/76954-erasmus-laeuft-im-wintersemester-weiter--wegen-covid-19-erstmals-auch-virtuell/
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sind vor allem durch die Förderung des Erasmus+ Programmes möglich, da ein 
Auslandssemester durch private Finanzierung oft nicht möglich ist. Wir empfinden die 
derzeitige Situation/Regelung eher als „Glücksspiel“: Entweder man bekommt die 
Förderung, oder man bleibt auf hohen Kosten/ Schulden sitzen. Ob man mit einer 
erfolgreichen Förderung rechnen kann oder auf beachtlichen Kosten / Schulden für die 
abgeschlossenen Verträge, Flüge etc. sitzen bleibt ist bis dahin vollkommen ungewiss. 
 
Punkt 4: Handhabung anderer Universitäten 
Der DAAD jedoch schränkt die Förderung trotz der Corona-Situation grundsätzlich nicht ein. 
Dem Vorschlag folgen etliche andere Universitäten und Hochschulen. Unter anderem auch 
die Westfälische-Wilhelms-Universität Münster. Das bedeutet, dass zwei staatliche Bil-
dungseinrichtungen in derselben Stadt zwei komplett unterschiedliche Regelungen haben. 
Während Studierende der Westfälische Wilhelms-Universität Münster, die beispielsweise 
nach Spanien reisen werden, die volle Förderung erhalten, wird mir zum Beispiel diese 
Förderung verwehrt, solange Spanien ein Risikogebiet ist. 
 
Zusammenfassung 
An dieser Stelle möchte ich die Argumente des Corona-Krisenstabs der Fachhochschule 
Münster und die von uns hier aufgeführten Argumente gerne zusammenfassen: Wie aus der 
E-Mail-Antwort der Verantwortlichen vom 13.11.2020 zu entnehmen ist, wurde „diese 
Entscheidung [wurde] getroffen, um Studierende nicht zu ermutigen, in ein Risikogebiet 
auszureisen und sich dadurch gesundheitlichen Gefahren auszusetzen“. Ferner wird 
aufgeführt: „ie FH Münster bleibt bei ihrer Linie und sieht sich allen Studierenden 
gegenüber in der Fürsorgepflicht und möchte keine Anreize für Studierende setzen, in 
Länder zu reisen, die ein hohes Infektionsrisiko aufweisen. Die Hochschule will das Risiko 
schwerer gesundheitlicher Schäden bei ggf. nicht zwingend guter bzw. in Pandemiezeiten 
sich an der Kapazitätsgrenze befindlichen medizinischen Versorgung in vielen Zielländern 
nicht befördern. Deshalb gewährt die FH Münster keine finanzielle Förderung, wenn zum 
Zeitpunkt Ihrer Ausreise für Ihr Zielland eine Reisewarnung des Auswärtigen Amtes 
existiert. Diese Entscheidung wird im laufenden Projektjahr nicht revidiert – aus Gründen 
der Gleichbehandlung und Transparenz.“ 
 
Wie aus unserer E-Mail und diesem Schreiben hervorgeht, führt diese Regelung zu enormen 
finanziellen Notlagen und Verschuldungen der Studierenden, sowie großer psychischer 
Belastung. Wir fühlen uns in Stich gelassen, da die Verantwortlichen nicht auf die von uns 
genannten Punkte, wie psychische Belastung, Verschuldung, finanzielle Notlagen, 
Wohnungsnot, Jobkündigung, Verträge für Unterkünfte vor Ort, etc. nicht eingegangen 
sind. 
Ebenfalls wurde nicht Stellung zu unserem Vorschlag bezogen, eine Infoveranstaltung zur 
Sensibilisierung bezüglich des Umgangs mit Corona und der Situation in den jeweiligen 
Gastländern durchzuführen, anstelle die finanzielle Förderung zu stoppen, wenn der 
Grundgedanke der Regelung das Aussetzen gesundheitlicher Risiken ist. 
Wir denken, dass deutlich gemacht wurde, dass es für manch Studierende keine anderen 
Möglichkeiten mehr gibt, aufgrund von beispielsweise Kündigungen der Wohnung, des Jobs, 
Vertragsabschluss für eine Bleibe im Gastland oder von Untermieten des derzeitigen 
Zimmers/ der derzeitigen Wohnung oder aufgrund des Abschlussemesters.  
Diese ganze Situation hinterlässt den Eindruck, dass auf die Reife, die Einsichtigkeit und 
das verantwortungsvolle Verhalten der Studierenden im Inland, nicht aber im Gastland 
gesetzt wird. Letztlich sind wird erwachsene Menschen, die ein (persönliches) Risiko 
eigenständig einschätzen und abwägen können, bereit sind, sich mit dem Thema corona-
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konformes Verhalten auseinanderzusetzen (beispielsweise in Form eines Corona-Seminars 
für alle „outgoing students“, wie schon als Lösung vorgeschlagen) und sich auf die 
Förderung eingestellt haben und nun teils (hoch) verschuldet sind.  
 
Wir können verstehen, dass diese Situation auch für die Verantwortlichen der Fachhoch-
schule Münster eine Herausforderung darstellt und dass sie nach einer passenden Lösung 
suchen, jedoch: Uns stellt sich die Frage, warum sich die Fachhochschule Münster trotz der 
enormen Nachteile für die Studierenden (siehe oben) für diese Regelung entscheidet. 
 
Wir hatten sehr gehofft, dass unser Anliegen bei den Verantwortlichen Gehör findet und 
die Regelung der Fachhochschule Münster zur Auszahlung der Erasmus+ Förderung zum 
Wohle der Studierenden geändert/ angepasst werden. Umso mehr sind wir von der Fach-
hochschule Münster enttäuscht, nicht zuletzt, weil wir uns mit all den hier beschriebenen 
Sorgen dermaßen allein gelassen fühlen und uns keine Hilfe bei den durch die Regelung 
entstandenen Sorgen, Kummer und Notlagen angeboten wird. 
 
Mit freundlichem Gruß, 
 
i.V. Meike Hoppe 
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Anhang zu TOP 3: 
 
https://ideologiekritik-muenster.net/stellungnahme/stellungnahme-zur-beendigung-der-
kooperation-mit-dem-asta-der-uni-muenster/ 
 
Statement der „Veranstaltungen zur Ideologiekritik“ zur Beendigung der Kooperation 
mit dem AStA der Universität Münster vom 07.12.2020 
Nach nunmehr über sechs Jahren gemeinsamer Arbeit haben wir als „Veranstaltungen zur 
Ideologiekritik“ die Kooperation mit dem AStA am Montag, den 16.11. einseitig und mit 
sofortiger Wirkung beendet. Trotz der Aufkündigung der Kooperation unsererseits be-
schloss das AStA-Plenum am 17.11. mehrheitlich, „das Projekt Veranstaltungen zur Ideo-
logiekritik in seiner jetzigen Form nicht weiter zu fördern.“ Der Antrag wurde dabei vom 
neu gegründeten autonomen Referat für Black People, Indigenous People und People of 
Color (BIPoC-Referat) sowie einem Referenten des Referats für Kultur, Diversity, Feminis-
mus und Politische Bildung gestellt, der zuvor für die Betreuung unserer Projektstelle zu-
ständig gewesen war. Dieser Beschluss war in mehrfacher Hinsicht fragwürdig: Zum einen, 
weil die fast dreistündige Debatte unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfand und die 
Abstimmung über den Antrag geheim erfolgte, sodass keinerlei Transparenz über die 
Gründe und den Ablauf der Debatte vorliegen. Zum anderen, weil der Antrag jeglicher 
Grundlage entbehrte: Unsererseits war das Projekt am Tag zuvor aufgekündigt worden, 
die Förderung der Projektstelle seitens des AStA war bereits Ende Oktober ausgelaufen, 
sodass der Antrag an sich gegenstandslos war. Mit dem Beschluss des Antrags hat der AStA 
noch einmal unterstrichen, was sich in den vorangegangenen Monaten bereits andeutete: 
Eine inhaltliche Debatte mit uns war nicht erwünscht, unser Ausschluss sollte unter allen 
Umständen erfolgen. So verwundert es auch nicht, dass der AStA in einer Instagram-Story 
nach der Sitzung ankündigte, die interne Aufarbeitung der Vorfälle werde in den kom-
menden Wochen erfolgen. Wir bedauern sehr, dass und vor allem wie es zu diesem Schritt 
gekommen ist und möchten dies in der vorliegenden Stellungnahme darlegen. 
Prolog: Vortrag mit Koschka Linkerhand am 04.12.2019 
Am 04.12.2019 veranstalteten wir gemeinsam mit dem autonomen Frauen*Referat einen 
Vortrag mit Koschka Linkerhand zum Thema „Nestbeschmutzerinnen – Thesen zu einer fe-
ministischen Islamkritik“. Bereits im Vorfeld der Veranstaltung gab es einige Kritik an der 
Durchführung der Veranstaltung in der „Baracke“, die darauf zurückzuführen ist, dass 
Zweifel daran bestand, dass im Rahmen des Vortrags der Eigenanspruch an den „Safe 
Space“ Baracke gewährleistet werden könne, weshalb wir nach einigen Gesprächen die 
Räumlichkeit wechselten, auch wenn wir zu der Befürchtung keine inhaltliche Veranlas-
sung sahen. Inhaltliche Kritik oder gar die Forderung nach einer Absage der Veranstaltung 
kamen in diesem Zuge nicht auf, es ging allein um die Angemessenheit des Veranstal-
tungsorts. Am Tag vor der Veranstaltung veröffentlichten einige Einzelpersonen über die 
Facebook-Seite der queerfeministischen Gruppe Gegen Grau eine Kritik an Koschka Lin-
kerhand und riefen zu einem Protest gegen den Vortrag auf, der am Veranstaltungstag 
durchgeführt auch stattfand. Nur wenige der Protestierenden gingen der Einladung nach, 
an der Veranstaltung teilzunehmen und ihre Kritik dort zu artikulieren. In einer ausführli-
chen Diskussion konnten viele der Kritikpunkte durch ausführliche Antworten und Klar-
stellungen der Autorin ausgeräumt werden, sodass sich der Eindruck einstellte, die Diffe-
renzen seien weitestgehend beigelegt. So teilte eine Kritikerin am Ende der Veranstal-
tung sinngemäß mit, sie sehe zwar deutliche Unterschiede zwischen ihrer eigenen und Ko-
schka Linkerhands Herangehensweise an feministische Kämpfe, könne jedoch die vorge-
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brachten Anschuldigungen nicht weiter aufrechterhalten. Als auch im Nachhinein Einzel-
personen, die nicht an der Veranstaltung teilgenommen hatten, sich weiterhin mit Kritik 
an den AStA wendeten, boten die Veranstalter*innen gemeinsame Gespräche zur weiteren 
Klärung an. Das Angebot dazu wurde bereits am Ende des Vortrags allen Anwesenden un-
terbreitet. Dieses wurde von Seiten der Kritiker*innen nicht angenommen. Mit der ein-
stimmigen Verlängerung der Projektstelle im AStA-Plenum [1] war für uns deutlich, dass 
dieser Prozess politisch beendet war und zu diesem Zeitpunkt keine weiteren Vorwürfe 
gegen uns im Raum standen. 
Entwicklung im Sommer/Herbst 2020 
Im Sommer 2020 plante das kurz zuvor neu gegründete BIPoC-Referat gemeinsam mit dem 
uns betreuenden Referat für Kultur, Diversity, Feminismus und Politische Bildung sowie 
weiteren studentischen Akteur*innen eine Vortragsreihe zum Thema Rassismus. Da Rassis-
muskritik auch ein wesentliches Thema und Anliegen unserer Arbeit ist, wandten wir uns 
an das uns betreuende Referat und boten eine Veranstaltung im Rahmen der Reihe an. 
Am 20.08. wurden wir der Whatsapp-Organisationsgruppe hinzugefügt, bei der 3. Sitzung 
der Gruppe am 24.08. schlugen wir eine Lesung der Autorin Ronya Othmann zu ihrem 
Buch „Die Sommer“ vor, das den Genozid an Jesid*innen und rassistische Diskriminierung 
innerhalb von Minderheiten thematisiert. Eine Woche später wurde die Arbeit der Gruppe 
plötzlich eingestellt. Das Referat für Kultur, Diversity, Feminismus und Politische Bildung 
teilte uns mit, dass das BIPoC-Referat eine Zusammenarbeit mit uns und anderen Grup-
pierungen kritisch sehe. Während uns die Möglichkeit eingeräumt werden sollte, als AStA-
Projektstelle Stellung zu den Vorwürfen zu beziehen, wurde die studentische Initia-
tive Weitblick von den Referaten schlichtweg ausgeschlossen. Bereits an dieser Stelle 
stimmte es uns befremdlich, dass ein eventueller Ausschluss nicht innerhalb der gesamten 
Organisationsgruppe diskutiert wurde, sondern von den AStA-Referaten beschlossen 
wurde. Auch wenn die AStA-Statuten einen solchen Ausschluss ermöglichen, entspricht 
dies nicht unserem Verständnis politischer Bündnisarbeit. 
Da die Kritik des BIPoC-Referates bis zu diesem Zeitpunkt nicht direkt an uns herangetra-
gen wurde, beschlossen wir, den Konflikt zu klären und nahmen unsererseits Kontakt zu 
diesem Referat auf. Am 04.09. versendeten wir deshalb folgende E-Mail: 
„Liebe [Referentinnen], 
vom Referat für Kultur, Diversity, Feminismus und politische Bildung haben wir erfahren, 
dass von eurer Seite aus Bedenken bezüglich einer Zusammenarbeit mit uns als Projekt-
stelle im Rahmen der Antirassismuskampagne geäußert wurden. Leider ist uns dabei noch 
nicht ganz klar geworden, worauf sich eure Kritik an uns genau bezieht, bzw. haben wir 
diese bisher nur vermittelt über das Referat wahrgenommen. Da wir uns nun nicht speku-
lativ äußern möchten bitten wir euch darum, eure Kritik an uns direkt zu artikulieren. Als 
Individuen und Veranstaltungsreihe mit emanzipatorischem Anspruch, die sich gegen jeg-
liche Diskriminierungsformen ausspricht, werden wir uns mit der Kritik selbstverständlich 
beschäftigen und sind auch gerne bereit, uns in Gesprächen mit euch darüber auseinan-
derzusetzen. Wenn ihr möchtet, können wir also auch gerne möglichst bald ein – hoffent-
lich klärendes – Treffen zum Gespräch vereinbaren.“ 
Als Antwort erhielten wir einen Terminvorschlag des Referats mit der Ankündigung, dass 
auch der Arbeitskreis Postkolonialismus an dem Gespräch teilnehmen werde. Da sich in 
der Mail keine Hinweise bezüglich der Kritik an uns befanden, fragten wir in einer zwei-
ten Mail noch einmal explizit nach den Vorwürfen: 
„Könntet ihr vielleicht kurz zusammenfassen, worum es ungefähr gehen wird? Dann könn-
ten wir uns dazu auch schonmal ein paar Gedanken machen.“ 
Darauf folgte die Bestätigung des Termins ohne Konkretisierung der inhaltlichen Punkte, 
über die man sprechen wollte mit dem Verweis darauf, dass die Initiierung des Gesprächs 
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von uns ausging. In einer weiteren E-Mail fragten wir deshalb explizit nach, ob es um den 
Vortrag Koschka Linkerhands gehe, da dies zuvor vom Referat für Kultur, Diversity, Femi-
nismus und Politische Bildung an uns herangetragen wurde. Dies wurde in einer letzten 
Antwort vor dem Treffen mit dem Zusatz, dass es auch um den Umgang mit der Kritik an 
besagtem Vortrag gehen solle, bejaht. Weitere Punkte, über die man sprechen wollte, 
wurden nicht expliziert. 
Am 15.09. fand schließlich das Gespräch mit den Referent*innen des BIPoC-Referats und 
dem AK Postkolonialismus statt. Das Gespräch, zu dessen Beginn die Vorwürfe nach wie 
vor nicht konkret artikuliert worden waren, stellte sich als nicht konstruktiv heraus. Der 
Grund dafür liegt unseres Erachtens in einer inhaltlichen Differenz bezüglich der Begriffe 
Rassismus und Trans*-feindlichkeit (bzw. der Struktur von Diskriminierung generell), bei 
der wir einen kritisch-materialistischen Ansatz verfolgen. Zu Beginn des Gesprächs schil-
derten wir noch einmal das Vorgehen und die Auseinandersetzung mit der Kritik an Ko-
schka Linkerhands Vortrag, wie sie oben nachlesbar ist. Daraufhin griffen wir die Kritik an 
Koschka Linkerhand, wie sie von Gegen Grau formuliert worden war, auf und erwiderten 
diese überwiegend anhand von Textbelegen aus Koschka Linkerhands Essays, da wir an 
dieser Stelle nicht anstelle der Autorin sprechen wollten, auf deren Rücken die gesamte 
Debatte ausgetragen wurde und wird und die dabei nicht die Möglichkeit hatte, selbst zu 
Wort zu kommen. 
Leider wurde eine inhaltliche Debatte unserer Differenzen im gemeinsamen Gespräch mit 
dem BIPoC-Referat sowie der Projektstelle Postkolonialismus nicht geführt, da uns bereits 
nach unseren ersten Erwiderungen erklärt wurde, man wolle eine solche inhaltliche De-
batte am Gegenstand nicht führen, da die ‚rassistischen und trans*-feindlichen‘ Punkte 
der kritisierten Autorin Koschka Linkerhand offensichtlich seien. Diese Offensichtlichkeit 
musste scheinbar nicht weiter begründet werden, obwohl sich die Lage für uns anders 
darstellt und Koschka Linkerhand sich in ihren Texten sehr wohl differenziert mit diesen 
Vorwürfen auseinandersetzt, sich darin für die Rechte und Anerkennung von Trans*-Perso-
nen einsetzt und antimuslimischen Rassismus als ein bedeutsames Problem der deutschen 
Mehrheitsgesellschaft kritisiert, das es zu bekämpfen gilt. Diese Aussagen scheinen je-
doch keine Geltung zu haben. Auf unseren Einwand, man habe sich (wie es einige Kriti-
ker*innen getan haben) während der Veranstaltung mit Koschka Linkerhand auseinander-
setzen und mit ihr diskutieren können, wurde erwidert, dass man an der Veranstaltung 
nicht teilnehmen wollte, da diese potentiell rassistische und transphobe Äußerungen re-
produziere, denen man sich dann ausgesetzt sehe und damit potentiell kein sicherer 
Raum sei. Hier schließt sich der postmoderne Zirkel: Der Angeklagten wird aufgrund einer 
Unterstellung die Möglichkeit zur Stellungnahme verweigert, aufgrund einer fehlenden 
Stellungnahme wird jedoch zugleich die Kritik aufrechterhalten und legitimiert. Koschka 
Linkerhand hat so keine Möglichkeit, die Kritik zu entkräften, während die Vorwürfe ge-
gen sie perpetuiert werden. Dass eine Auseinandersetzung mit der Kritik während des 
Vortrags stattgefunden hat und im Nachhinein Gesprächsangebote unsererseits vorlagen, 
wird hier ignoriert, wenn ein mangelnder Umgang mit der Kritik angeprangert wird. Nach 
diesem Gespräch war uns klar, dass ein ‚richtiger‘ Umgang mit der Kritik allein in dem 
selbstkasteienden Eingeständnis bestanden hätte, Koschka Linkerhand öffentlich als – im 
Jargon der Postmoderne – rassistische TERF zu brandmarken und uns von dem Vortrag zu 
distanzieren. 
Im Gespräch wurde zudem deutlich, dass auch ein weiterer Vortrag von Ingo Elbe, den die 
Projektstelle vor über einem Jahr und vor der Übernahme derselben durch die aktuellen 
Veranstalter*innen organisiert hatte, Gegenstand der Kritik sei. Dass dieser Vortrag nicht 
von uns durchgeführt worden war, wurde im Laufe der Debatte als Argument nicht akzep-
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tiert – der Vorwurf wurde im Folgenden immer wieder erhoben, sodass wir uns auch in-
haltlich dazu äußerten. Am Ende dieses Gesprächs, als es um das weitere Vorgehen be-
züglich der Vortragsreihe zu Rassismus ging, wurden wir darauf hingewiesen, dass eine 
Einladung Ronya Othmanns nur dann akzeptabel sei, wenn diese allein zu ihrem Buch, 
nicht aber zu ihrer taz-Kolumne „OrientExpress“ (gemeinsam mit Cemile Sahin) spräche. 
In Letzterer werde ein „US-Imperialismus“ verherrlicht, den das BIPoC-Referat und der AK 
Postkolonialismus ablehnten. Diese Aussage ließ uns ratlos zurück – in der Kolumne kann 
dies allein auf die Kritik doppelter Standards innerhalb der deutschen Linken bezüglich 
der Ermordung des iranischen Generals der expansionistischen islamistischen al-Quds-Bri-
gaden, Qasem Soleimani, bezogen werden [2]. Auch waren wir empört darüber, dass 
beide Gruppen uns hiermit vorschreiben wollten, wen wir zu welchem Thema einladen 
könnten und wen nicht, da eine Einladung Ronya Othmanns zu ihrer Kolumne nicht im 
Rahmen der Kampagne hätte stattfinden können. 
Während im Folgenden die in Planung gewesene „Antirassismuskampagne“ aufgrund des 
ungeklärten Streits vorläufig auf Eis gelegt wurde, erhielt das BIPoC-Referat im Rahmen 
eines so genannten „Open Space“ des AStA am 15.10. die Möglichkeit, sich zu der Debatte 
in Anwesenheit der politischen Referate, der autonomen Referate sowie des AStA-Vorsit-
zes zu äußern. Zu diesem Open Space waren wir nicht eingeladen, sodass dieser seinen 
Namen Lügen straft. Ohne vorherige Absprache mit dem AStA war außerdem eine Person 
vom AK Postkolonialismus bei dem Open Space anwesend und inhaltlich federführend. Im 
Anschluss an diesen Open Space meldete man uns zurück, dass der AK einstimmig die 
Empfehlung geäußert habe, das AStA-Plenum am 19.10. über die (Nicht-)Verlängerung der 
Projektstelle entscheiden zu lassen. Während das BIPoC-Referat in diesem Open Space im 
Umfang von 75 Minuten die Möglichkeit hatte, die eigene Sicht darzustellen, teilte man 
uns mit, dass wir, wenn wir wollten, am AStA-Plenum teilnehmen und, wenn wir dazu 
noch Energie hätten, auch Stellung beziehen könnten; eine lange Diskussion sollte es im 
Rahmen der AStA-Sitzung jedoch nicht geben. Die Möglichkeit einer eigenen Sitzung unse-
rer Projektstelle zur Entkräftung der Vorwürfe wurde bei diesem Open Space beinahe ein-
stimmig abgelehnt. 
Im Rahmen dieses Open Space kam es zu einer verqueren Übertragung der Vorwürfe. Die 
Kritik an Vorträgen und dem Umgang mit dieser rückte nun an den Rand. Vielmehr wurde 
uns nun persönlich vorgeworfen, trans*-feindliche und rassistische Aussagen in dem Ge-
spräch getätigt zu haben. Von dritten Personen, die an dem Open Space beteiligt waren, 
erfuhren wir, dass diese Vorwürfe weder belegt noch konkretisiert wurden, da eine Wie-
derholung der Aussagen diese erneut reproduzieren würde. Nun sollte sich unser Ver-
trauen in eine friedliche Klärung im Rahmen des gemeinsamen Gesprächs vom 15.09. als 
großer Fehler herausstellen: Da wir vor dem Gespräch davon ausgegangen waren, inhalt-
lich über die Vorwürfe diskutieren und die Debatte womöglich sogar beilegen zu können, 
hatten wir auf die Möglichkeit verzichtet, eine unabhängige Person zum Gespräch hinzu-
zuziehen. Nun stand also diese unbegründete Aussage im Raum, für die es jedoch auch 
keine Zeug*innen gab. Doch damit nicht genug: Im Verlauf der Diskussion um die Projekt-
stelle zeichnete sich ab, dass der Projektstelleninhaberin abgesprochen wird, rassifiziert 
und diskriminiert zu werden. Ihre von der Erwartung des BIPoC-Referats und des AK Post-
kolonialismus abweichende Position wurde in ihrer Abwesenheit auf Nachfrage im Rahmen 
des Open Space vom 15.10. damit begründet, dass ‚es ja so etwas wie internalisierten 
Rassismus‘ gebe. Dies zeigt, welch instrumenteller Umgang mit PoC sich vonseiten des BI-
PoC-Referats und des AK Postkolonialismus abzeichnet. Wir kritisieren die Unfähigkeit der 
beim Open Space vom 15.10. anwesenden AStA-Mitglieder (mit Ausnahme einer Person), 
einschließlich der zuständigen Referent*innen für Kultur, Diversity, Feminismus und Poli-
tische Bildung, die Projektstelleninhaberin über diesen Vorfall in Kenntnis zu setzen. 
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In Anschluss an die beschlossene Vertagung der Abstimmung über die Förderung unserer 
Projektstelle im AStA-Plenum vom 16.10. wurde uns in diesem zähen Prozess ein Open 
Space am 29.10. zugestanden, bei dem uns zum ersten Mal in der Debatte die Möglichkeit 
eingeräumt wurde, unsere Sicht der Dinge vor den Mitgliedern des AStA darzulegen. Diese 
nutzten wir, indem wir ein Statement verlasen, das näher auf die Kritik einging und sich 
vor allem auf die nach wie vor nicht vorliegende konkrete Kritik an der Projektstelle so-
wie die mangelnde Transparenz im Umgang mit der Debatte bezog. 
Trotz Anwesenheit mindestens einer Person des BIPoC-Referats und einer Person des AK 
Postkolonialismus kam es zu keinem Zeitpunkt zu einer Echtzeit-Diskussion, obwohl eine 
Person des AStA-Vorsitzes ihre Verwirrung über das gesamte Procedere äußerte. Dies 
machte besagte Person daran fest, dass aus unserem Statement die Forderung einer Dis-
kussion über Inhalte hervorgehe, während das BIPoC-Referat und der AK Postkolonialismus 
eine solche Diskussion nicht führen wollten, da sie lediglich unseren Umgang mit der An-
gelegenheit kritisieren würden. Wir entgegneten, dass auch nach zwei Monaten die Vor-
würfe nicht direkt an uns gerichtet worden waren und verwiesen auf den Umstand, dass 
es zu der ersten Interaktion zwischen dem BIPoC-Referat, dem AK Postkolonialismus und 
uns im Rahmen der Planung der „Antirassismuskampagne“ kam. Deshalb forderten wir 
dazu auf, die Vorwürfe zu konkretisieren. ‚Um nicht weiter Druck auf das BIPoC-Referat 
zu erhöhen‘ wurde die Frage der AStA-Vorsitzenden und unsere Aufforderung von einer 
anderen anwesenden Referentin abgewiesen. Das BIPoC-Referat bezog sich zudem darauf, 
dass dieser Open Space nun „für uns [also die Veranstaltungen zur Ideologiekritik]“ sei 
und sie sich an dieser Stelle nicht äußern wollten. Wieso sie anwesend waren, während 
unsere Anwesenheit in ihrem „Open Space“ nicht erwünscht war, bleibt uns schleierhaft. 
Damit war die Frage nach konkreten Vorwürfen nach wie vor unbeantwortet. Wir erhiel-
ten außerdem die Information, dass das BIPoC-Referat auch ein Statement aufsetzen und 
AStA-intern zirkulieren lassen und somit die von uns bemängelte asynchrone Kommunika-
tion weitergeführt werden würde. 
Im Nachgang dieses Open Space verlas das BIPoC-Referat im AStA-Plenum vom 02.11. sein 
Statement. Obwohl mindestens ein AStA-Referent, mit dem wir in Kontakt standen, Be-
scheid wusste, dass das Statement vorbereitet wurde und vermutlich im AStA-Plenum ver-
lesen werden würde, wurden wir nicht vorab darüber in Kenntnis gesetzt. Da unsere Pro-
jektstelle – wie uns vorab auf Anfrage bestätigt wurde – bei besagtem AStA-Plenum nicht 
auf der Tagesordnung stand, nahmen wir auch nicht an dem Plenum teil. Erst am Nach-
mittag des 02.11. erfuhren wir, nicht etwa von unserem betreuenden Referat, sondern 
vom Referat für Nachhaltigkeit und Mobilität, dass das BIPoC-Referat das Statement ver-
lesen hatte und erhielten dieses erst auf Nachfrage vom Nachhaltigkeitsreferat. 
Da sich uns der Eindruck aufdrängte, mit zunehmender Dauer des Prozesses immer weni-
ger Informationen und Interna zu erhalten und wir noch immer nicht absehen konnten, 
wie die Stimmung im AStA bezüglich der Abstimmung aussah, beschlossen wir im Folgen-
den, selbst Kontakt zu einzelnen Mitgliedern der Koalitionslisten aufzunehmen. Am 04.11. 
wurde in einer Sitzung von CampusGrün über unsere Projektstelle diskutiert. Dabei wurde 
unseren Informationen zufolge ein Stimmungsbild eingeholt, das (mit einer einzigen Ent-
haltung) eindeutig gegen uns ausfiel. Am 05.11. fragten wir den für uns zuständigen Refe-
renten (CampusGrün) explizit nach den Ergebnissen der Sitzung. Dabei sagte er uns, dass 
es in jedem Falle zu einer Enthaltungsmehrheit käme. Die entsprechende Regel in der Ge-
schäftsordnung des AStA besagt, dass bei einer Enthaltungsmehrheit in einer zweiten Ab-
stimmung eine einfache Mehrheit ausreicht, worauf wir das Referat selbst hingewiesen 
hatten. Die Aussage, dass es zu einer Enthaltungsmehrheit kommen könnte, war jedoch 
nur die halbe Wahrheit. Von anderen Personen, die bei der Sitzung anwesend waren, er-
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fuhren wir im Nachhinein, dass CampusGrün sich entschieden hatte, in der ersten Abstim-
mung eine Enthaltungsmehrheit herbeizuführen, in der zweiten jedoch überwiegend ge-
gen den Antrag zu stimmen. Sollte dies ein Zeichen der Pietät uns gegenüber darstellen, 
so ist anzumerken, dass es umso verlogener ist, zunächst eine versöhnliche Enthaltungs-
mehrheit anzudeuten, nur um den Antrag in der zweiten Abstimmung umso eindeutiger 
abzuschmettern. Am 06.11. telefonierten wir mit einem Mitglied von CampusGrün, das 
uns über den tatsächlichen Verlauf der Debatte informierte und sich selbst erstaunt 
zeigte, dass uns die eindeutig sich anbahnende Ablehnung einer Verlängerung nicht mit-
geteilt wurde. 
Im Gespräch vom 05.11. wurde uns zudem mitgeteilt, dass die Juso-HSG eine weitere Ver-
tagung der Abstimmung wünsche, da es noch offene Fragen gebe. Wir wurden dabei vom 
betreuenden Referat gefragt, was wir von diesem Vorgehen hielten. Da es in unserem 
Sinne ist, alle Zweifel restlos auszuräumen und Gespräche zur Klärung der Situation zu 
führen, haben wir am Tag darauf dem Wunsch nach Vertagung (der nicht von uns ausging) 
zugestimmt. Daraufhin wurde uns vom betreuenden Referenten signalisiert, dass er eine 
weitere Vertagung unter diesen Umständen ablehne und dieser nur zustimme, wenn das 
BIPoC-Referat diese ebenfalls wünsche. Im gleichen Zuge wurde ein ‚neuer Antrag‘ ange-
kündigt, der nicht nur die aktuelle Förderung der Projektstelle, sondern eine Positionie-
rung zur Veranstaltungsreihe insgesamt beinhalten könne. Während zuvor zumindest auf 
dem Papier lediglich die Verlängerung der Projektstelle infrage stand, sollte nun also ein 
weitreichender Antrag gestellt werden, der uns auch jegliche zukünftige Zusammenarbeit 
mit dem AStA (zumindest in der aktuellen Legislatur) verunmöglichen sollte. Mit der am 
17.11. abgestimmten Formulierung wurde ein solcherart verschärfter Antrag gestellt. 
Nach dem Telefonat Anfang November beschlossen wir, dass eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit mit dem uns betreuenden Referat auch bei einer für uns positiv ausfallenden 
Abstimmung nicht gewährleistet sein kann und brachen den Kontakt zu diesem Referat 
ab. 
Aufgrund der mangelnden Inhalte der Vorwürfe, des gesamten Vorgehens, der Informa-
tions- und Betreuungslage und auch einer fehlenden Entschuldigung bezüglich unbegrün-
deter Anschuldigungen gegen uns als Personen haben wir deshalb noch vor der Sitzung am 
17.11. beschlossen, die Kooperation nicht zu verlängern. Mit unserem Rückzug aus der 
Projektstelle verbanden wir in unserer Mail vom 16.11. ein vierzehn Seiten umfassendes 
Statement, in dem wir uns noch einmal bezüglich aller (halbartikulierter) Vorwürfe äu-
ßerten. 
Im Folgenden werden wir die gegen uns vorgebrachten Vorwürfe – wie wir sie aus den 
fragmentarischen Aussagen interpretieren – Gegenargumente vorbringen und diese ent-
kräften. 
Vorwurf 1: Koschka Linkerhand und Ingo Elbe beschäftigen sich nicht mit Antirassis-
mus 
Der zuerst geäußerte Vorwurf an uns lautete, dass wir mit Ingo Elbe und Koschka Linker-
hand Autor*innen eingeladen haben, die sich gegen jeglichen Antirassismus aussprächen 
(Ingo Elbe) respektive selbst antimuslimischen Rassismus reproduzierten (Koschka Linker-
hand). Dabei wurden vor allem die Ankündigungstexte der Referent*innen kritisiert, die 
den Inhalten und Zielsetzungen des BIPoC-Referats widersprächen. 
Ingo Elbes Vortrag „‚It‘s not systemic…‘. Antisemitismus im akademischen Antirassismus“ 
[3], den dieser am 01.07.2019 unter dem damaligen Arbeitstitel „Antirassismus als Welt-
anschauung – eine Kritik“ hielt, verfehle im Ankündigungstext [4] eine Kenntlichmachung, 
dass Antirassismus nicht per se abzulehnen sei. Vortragstitel und Ankündigungstext wie-
sen vielmehr darauf hin, dass Antirassismus insgesamt als Weltanschauung ideologisch und 
deshalb zu kritisieren und abzulehnen sei, so der Vorwurf. 
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Dabei ist es bereits ausreichend, sich allein den kritisierten Ankündigungstext durchzule-
sen, um diese Vorwürfe zu widerlegen. Dort heißt es bereits im ersten Satz: 
„Antirassistische Theoriebildung sollte den Anspruch haben, ein ebenso verbreitetes wie 
vielgestaltiges Herrschaftsphänomen zu analysieren und Möglichkeiten seiner Abschaffung 
aufzuzeigen.“ 
Der Satz kennzeichnet das Anliegen des Vortrags zunächst als Kritik: Antirassistische The-
oriebildung erfüllt den an sie gestellten und selbstgesetzten Anspruch nicht. In der Kritik 
liegt zugleich jedoch auch ein Postulat: Antirassistische Theoriebildung soll und kann die-
sen Anspruch erfüllen, wenn sie die Kritik ernst nimmt, reflektiert und in sich aufnimmt. 
Weiter heißt es: 
„Es stellt sich – und zwar bei führenden Vertreterinnen und Vertretern des Antirassismus 
weltweit – allerdings heraus, dass Antirassismus zur Weltanschauung mutiert ist […].“ 
Ingo Elbe greift der Kritik hier bereits voraus: Wohl wissend, dass die postmoderne Theo-
riebildung die Abstraktion der geläufigsten und verbreitetsten Strömungen des Antirassis-
mus unter dem Begriff des Antirassismus nicht duldet, wird hier darauf hingewiesen, dass 
es um die „führenden Vertreterinnen und Vertreter des Antirassismus weltweit“ gehen 
wird. Diese hätten mit ihren akademischen Ausführungen dafür gesorgt, dass „Antirassis-
mus zur Weltanschauung mutiert ist“. Auch hier findet sich die Betonung der Kontingenz: 
Antirassismus muss und darf keine Weltanschauung sein, er ist es jedoch in weiten Teilen 
geworden. Im Ankündigungstext geht Ingo Elbe auf die Folgen dieses genealogischen Wan-
dels ein: 
„So gehören vor allem die Dethematisierung des politischen Islams und die antizionisti-
sche Agitation gegen Israel inzwischen zum guten Ton vieler antirassistischer Theoretike-
rinnen und Theoretiker sowie Aktivistinnen und Aktivisten.“ 
Eben das Ausblenden dieser beiden wichtigen Dimensionen, die nur allzu oft in engem Zu-
sammenhang stehen – also Dethematisierung des politischen Islam bei gleichzeitigem An-
tisemitismus, der auf den Staat Israel übertragen wird –, rechtfertigen unter anderem 
eine Bezeichnung antirassistischer Theorien als Weltanschauung: Nicht die tatsächlichen 
Verhältnisse, deren Entstehung und Veränderung bilden die Grundlage dieses Antirassis-
mus, sondern feste Glaubenssätze. All dies kann man dem Ankündigungstext entnehmen, 
der den Vorwürfen des BIPoC-Referats bereits deutlich widerspricht. Dass Antirassismus 
und Rassismuskritik nicht dasselbe sind, Antirassismus vielmehr eine – und zwar die aktu-
ell wohl wirkmächtigste – Strömung der Rassismuskritik darstellt, wie man im Vortrag er-
fahren kann, ist dem BIPoC-Referat entgangen. 
Damit ist noch nichts über den Inhalt des Vortrags gesagt, der ohnehin nie Gegenstand 
der Kritik war. Kritik jedoch muss sich auf einen konkreten Gegenstand beziehen. Allein 
am Ankündigungstext und an der Person Ingo Elbes wurde hier festgemacht, dass der Vor-
trag nicht in das Bild des BIPoC-Referats passt. Dabei zeigt Ingo Elbe im Vortrag deutlich, 
wie Kritik geübt werden muss: Im engen Abarbeiten am Gegenstand, der hier die akade-
misch-antirassistische Theoriebildung vor allem bei Edward Said, Judith Butler und an 
diese anschließende Akademiker*innen darstellt, deren Texte Ingo Elbe in einer dichten 
und mit vielen Originalzitaten belegten Kritik auseinandernimmt [5]. Eine inhaltliche Aus-
einandersetzung mit seinen Texten und Argumenten wäre sicher fruchtbar – über diese 
kann man streiten, nicht aber darüber, ob der Vortrag allein aufgrund der Kritik der füh-
renden antirassistischen Theorien selbst rassistisch ist – diese Umkehrung entspringt der 
Logik des „Nestbeschmutzens“, in der die Kritik an der ‚gemeinsamen Sache‘ plump in ei-
nen Angriff auf diese Sache umgewandelt und die Kritik selbst dethematisiert werden 
kann. 
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„Nestbeschmutzerinnen – Thesen einer feministischen Islamkritik“ [6] lautete auch der 
Titel des Vortrags von Koschka Linkerhand, der auf genau dieses Phänomen in einem an-
deren Kontext hinweist. In diesem verweist die Autorin wesentlich auf den Ausschluss von 
(Ex-)Muslima, deren Aussagen ihrem Text zugrunde liegen, aus linken Kreisen, sobald 
diese sich erdreisten, Religionskritik am Islam zu üben. Dabei macht sie in einer Differen-
zierung, die sonst bei nur wenigen Autor*innen zu finden ist, die Differenz von Islamkritik 
und antimuslimischem Rassismus deutlich. Letzterer wird von Koschka Linkerhand näm-
lich keineswegs einfach ignoriert, wie ihr vielfach vorgeworfen wird. Werfen wir einen 
Blick in den kritisierten Ankündigungstext. Dort heißt es zu Beginn: 
„Eine feministische Kritik an Islam und Islamismus bewegt sich in einem hochexplosiven 
Spannungsfeld: Einer sich barbarisierenden deutschen Gesellschaft, deren Rassismus sich 
deutlich auf MuslimInnen fokussiert, steht eine breit aufgestellte Linke gegenüber, die 
Rassismus kritisiert, aber die frauenfeindlichen Missstände in muslimischen Ländern und 
Communitys nicht wahrhaben will und mit Sprechverboten und bedingungsloser Solidari-
tät für die Unterdrückten operiert, gleich welchen Geistes Kind sie sind.“[7] 
Auch Koschka Linkerhand ist sich der Debatten der Postmoderne durchaus bewusst und 
nimmt diese reflektierend in ihre Texte auf. Sie begibt sich als eine der wenigen deutsch-
sprachigen Autorinnen direkt in dieses Spannungsfeld hinein, wohl wissend, dass die deut-
sche Linke Rassismus nur zu gerne gegen Islamismus ausspielt. Der Vorwurf des Islamismus 
wird hierbei immer schon als rassistisch gebrandmarkt, da als muslimisch gelesenen Per-
sonen dieser in ihrem Alltag entgegenschlägt. Natürlich stimmt es, dass diese Menschen 
teilweise darunter leiden, auf offener Straße aufgrund ihres Aussehens als Islamisten be-
schimpft zu werden. Mit dieser simplen Gleichsetzung von Islamismuskritik und Rassismus 
aber werden der Islamismus und dessen Wurzeln im politischen Islam verleugnet und ver-
drängt. Koschka Linkerhand unternimmt in ihren Texten den Versuch, nicht das eine ge-
gen das andere auszuspielen (wie es übrigens auch die alte und neue Rechte in einfacher 
Umkehrung der Linken tun), sondern gerade die Nuancen herauszuarbeiten. Das bedeu-
tet, dass sie antimuslimischen Rassismus ebenso kritisiert wie Islamismus und das überall 
dort, wo sie auftreten. Dass die Kritiker*innen Koschka Linkerhands differenzierte Ausei-
nandersetzung mit dem Begriff des antimuslimischen Rassismus, der zwischen berechtig-
tem Anspruch und Tarnbegriff der Gegner einer Islamkritik changiert, nicht kennen, ist 
nur zu verständlich – die Viertelstunde, die sie in ihrem Vortrag auf eine Begriffsschärfung 
verwendete, erreichte die Kritiker*innen nicht, da diese eben nicht im Raum waren. Ko-
schka Linkerhand schreibt dazu selbst: 
„Du hast natürlich Recht, wenn du darauf pochst, wie sehr der antimuslimische Rassismus 
hierzulande wütet, und dass es mehr denn je darauf ankommt, ihn anzugreifen und bloß-
zustellen, wo immer es geht. Ich stimme dir auch zu, dass gesellschaftliche Entwicklun-
gen wie die Verschiebung von Reproduktionsarbeit weg von der weißen Hausfrau und hin 
zu schlecht bezahlten Migrantinnen einbezogen und kritisiert werden müssen. (Es bleibt 
allerdings zu fragen, inwieweit dies ausgerechnet weißen Feministinnen anzulasten ist 
statt dem rassistischen Patriarchat als Ganzem, in dem auch weiße Frauen beileibe nicht 
die handlungsmächtigsten Akteure sind.) Was ich mir aber energisch verbitte, ist der Ver-
gleich mit dem rassistischen Bevölkerungspolitiker Sarrazin. Dieser Vergleich ist ein gutes 
Beispiel, wie sehr ein Antirassismus, der sich allein damit begnügt, Diskurse zu analysie-
ren, an der Wirklichkeit vorbeigeht. Die Frauenunterdrückung, die in islamischen Commu-
nitys stattfindet, ist leider ebenso Realität wie die ideologische Reaktionsbildung von Na-
zipolitikerInnen und NazibürgerInnen. Dass deutsche Chauvinisten im Zusammenhang mit 
der Flüchtlingskrise plötzlich ihren Feminismus entdecken und gegen angeblich frauenun-
terdrückende EinwanderInnen hetzen, während Mutti ihnen zu Hause das Mittagessen 
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kocht, ist eben kein hinreichender Grund dafür, sich nicht mit dem niederträchtigen Frau-
enbild zu beschäftigen, das der politische Islam propagiert und das Realität an vielen 
deutschen Schulen und in vielen auch in Deutschland lebenden Familien ist.“ [8] 
„Abschließend sei gesagt, dass ich den Begriff des antimuslimischen Rassismus durchaus 
für sinnvoll halte – obwohl er häufig analog dem der Islamophobie benutzt wird, nämlich 
um Islamkritik grundsätzlich zu denunzieren. Dennoch lässt sich die grassierende Feind-
lichkeit, wie sie am offensivsten Pegida, die AfD und die Anzünder von Flüchtlingsheimen 
hegen, als spezifisch gegen MuslimInnen als solche gerichteter Rassismus beschreiben: 
Der Islam wird zum großen Gegenspieler des heimischen Abendlandes halluziniert, das 
von den fremden Sitten und Gebräuchen, die den muslimischen Zuwanderern unabänder-
lich zu eigen wären, überrannt werde. Der Rassismus argumentiert also nicht mehr nur bi-
ologistisch, sondern auch er hat einen cultural turn vollzogen. Ideologiekritisch betrach-
tet, haben antirassistische Queerfeministinnen – die in der Flüchtlingshilfe durchaus Gu-
tes tun – wenig entgegenzusetzen, wenn NazibürgerInnen die islamische Religionszugehö-
rigkeit zum „rassischen“, d. h. unveräußerlichen Merkmal von MigrantInnen besonders aus 
dem Nahen Osten erklären.“ [9] 
Für beide Autor*innen gilt, dass wir ihnen und ihrer eingehenden und fundierten Ausei-
nandersetzung und Kritik mit diesen wenigen Worten nicht gerecht werden können. Wer 
die Texte liest und studiert, sollte jedoch mit Leichtigkeit feststellen können, dass diese 
in einzelnen Punkten sicher streitbar sind – und sein sollen –, diese Punkte aber alle nicht 
unter einen konkreten Begriff von Rassismus gefasst werden können, dessen Ausführung 
seitens des BIPoC-Referats in der gesamten Debatte unterblieben ist – selbst dann nicht, 
wenn man der These eines cultural turn im Rassismus zustimmt. Die Vorwürfe zeigen viel-
mehr, dass die Differenzierung der Autor*innen in der Dichte ihrer Texte und der Schlag-
kraft der Zitate, mit der sie diese untermauern, von einer Voreingenommenheit seitens 
der Kritiker*innen überlagert wird: Sätze, in denen Islamkritik geübt wird, werden von 
Anbeginn kritisch beäugt, während solche, in denen die Rechte kritisiert wird, überlesen 
werden. Alternativ werden diese in Sätze umgedeutet, die nur den Anschein einer Rassis-
muskritik in der deutschen Mehrheitsgesellschaft erwecken sollen. Wenn Koschka Linker-
hand den antimuslimischen Rassismus kritisiert, schiebe sie dieses Argument nur vor, um 
umso mehr den Islam zu kritisieren, so die verquere Logik einiger Kritiker*innen. 
Vorwurf 2: Weiß und westlich vs. intersektional 
Das BIPoC-Referat wirft uns vor, eine weiße und westliche Position einzunehmen und 
setzt dagegen auf Intersektionalität. Es ist bezeichnend, dass das BIPoC-Referat und der 
AK Postkolonialismus an mehreren Stellen den eigenen intersektionalen Ansatz hervorhe-
ben, ohne eine entsprechende konsequente Praxis uns gegenüber an den Tag zu legen. 
Der Projektstelleninhaberin wurde nämlich zugleich abgesprochen, eine eigene Meinung 
zum Thema zu haben, die nicht der des BIPoC-Referats entspricht. Der Ausweg aus die-
sem Dilemma, bei dem eine Person of Color sich nicht mit postmodernen Theorien identi-
fiziert, bestand für sie schlichtweg darin, ihr internalisierten Rassismus zu unterstellen. 
Einmal mehr bestätigt sich, was sich seit einigen Jahren innerhalb einer vermeintlich pro-
gressiven Linken abzeichnet: Intersektionalität endet dort, wo Personen sich nicht mit 
postmodernen Identitätsangeboten identifizieren, sondern auf Universalismus setzen. Mit 
einem Ausschluss dieser Personen wird genau das reproduziert, was Koschka Linkerhand 
in ihrem Aufsatz und Vortrag beschreibt: Individuen, die sich nicht mit den ihnen vorge-
legten Identitätsangeboten identifizieren, sondern gerade auf die Differenz von Identität 
und Überzeugung pochen, werden von der überwiegenden Mehrzahl postmoderner Theo-
rien schlicht nicht erfasst. Dadurch erfolgt ein doppelter Ausschluss: Während die Person 
nach wie vor rassistisch diskriminiert wird, erfährt sie auch keine Solidarität von anderen 
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Betroffenen, sondern wird auch aus dieser Gruppe verstoßen. Äußern diese doppelt aus-
geschlossenen Individuen wiederum Kritik an diesen Zuständen, die zu diesem doppelten 
Ausschluss führen, gelten sie schnell als „Nestbeschmutzerinnen“, die die Identität der 
vermeintlichen Eigengruppe verraten und denen deshalb die Zugehörigkeit zu dieser ab-
gesprochen wird. 
Mit einer solchen Politik stellt das BIPoC-Referat, das eigentlich in solchen Fällen von Dis-
kriminierung aktiv werden sollte und dessen Einrichtung als rassismuskritische Stelle in-
nerhalb des AStA prinzipiell begrüßenswert ist, keine Anlaufstelle für die Projektstellenin-
haberin und potentiell andere ‚dissidente‘ BIPoC dar. Damit widerspricht das Referat so-
gar seinem selbstgesetzten Anspruch:  
„Konkret vertreten wir die Interessen, Werte und Rechte aller Studierenden, die von Ras-
sismus betroffen sind. Wir setzten uns aktiv gegen Rassismus ein und wollen betroffenen 
Studierenden die Möglichkeit geben, sich nicht hilflos und isoliert zu fühlen.“ [10] 
Dieser Ausschluss wurde dadurch zementiert, dass nach dem zweiten Open Space vom 
29.10. weder die Referent*innen des BIPoC-Referats noch der AK Postkolonialismus das 
persönliche Gespräch mit der Projektstelleninhaberin suchten. Eine entsprechende Stel-
lungnahme, Distanzierung oder Entschuldigung vonseiten des BIPoC-Referats und/oder 
dem AK Postkolonialismus blieb bis zum heutigen Zeitpunkt aus. Es scheint, dass Intersek-
tionalität in diesen Kontexten ideologisch verzerrt für die Legitimation von Ausschlüssen 
instrumentalisiert wird. So ist es nicht verwunderlich, dass die Betonung des Partikularis-
mus zur Grundlage neuer Ausschlüsse verkommt, obwohl dieser doch eine Kritik an Aus-
schlüssen darstellen sollte. 
Intersektionalität endet insbesondere deutlich an dem Punkt, an dem betroffene Perso-
nen jüdisch sind. Am 25.07.20 fand eine Kundgebung mit dem Titel „Nein zur Annexion“ 
von der Gruppe Palästina Antikolonial statt. Am 24.07.2020 wurden im Zuge der 1. Voll-
versammlung des BIPoC-Referats die drei Referent*innen gewählt, von denen sich mindes-
tens zwei am 25.07.2020 auf der Seite der Kundgebung von Palästina Antikolonial aufhiel-
ten und dieser aktiv beiwohnten, wie auf Fotos der Veranstaltung zu erkennen ist. Dabei 
scheint es weder eine Rolle zu spielen, dass Palästina Antikolonial antizionistische und 
antisemitische Hetze betreibt und nicht vor einer Instrumentalisierung rassistischer At-
tentate in Deutschland zurückschreckt, um die Schuld an Rassismus im Wesentlichen auf 
die jüdische Bevölkerung Israels zu projizieren, noch – wenn das inhaltliche Argument hier 
aufgrund von Standpunkten nicht gelten darf – spielt die Intersektionalität und Betroffen-
heit von diskriminierten Personen in diesem Fall eine Rolle: Der Demonstration standen 
nämlich in Form der Gegendemonstration eine große Anzahl jüdischer Personen gegen-
über, die den Antisemitismus der Veranstaltung kritisierten. Darüber hinaus tätigte 
Sharon Fehr, Vorsitzender der Jüdischen Gemeinde Münster, in den WN [11] sowie in der 
Jüdischen Allgemeinen [12] deutliche Kritik an der Demonstration und ihren antisemiti-
schen Zielen. Unter anderem wurde bei der Demonstration die terroristische Fatah als 
„sozialdemokratische Partei“ verharmlost; eine einseitige Schuldzuschreibung bezüglich 
des Nahostkonflikts an Israel war in jedem Redebeitrag deutlich hörbar, während die 
Rolle der offen antisemitischen und terroristischen Hamas und anderer Akteure wesent-
lich verharmlost wurde. 
Am 29.08.2020 solidarisierte sich das BIPoC-Referat zudem auf Facebook mit Palästina 
Antikolonial, das von Eklat Münster [13] und dem Jungen Forum der Deutsch-Israelischen 
Gesellschaft [14] anlässlich der Gedenkveranstaltung vom 22.08.2020 „6 Monate Hanau – 
Vereint gegen Rassismus“ dafür kritisiert worden war, dass sie die Veranstaltung in Ge-
denken der Opfer des rassistischen Anschlags in Hanau zur Selbstdarstellung und zur anti-
zionistischen Propaganda instrumentalisierte, indem die Gruppe einen „Redebeitrag über 
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anti-palästinensischen Rassismus“ [15] hielt. In der Stellungnahme nahm das BIPoC-Refe-
rat eine Umkehrung der Argumentation vor, in der nun Eklat vorgeworfen wird, die Ge-
denkveranstaltung im Nachhinein instrumentalisiert zu haben: 
„Zudem empfinden wir die im Nachhinein stattfindende Instrumentalisierung der Hanau-
Gedenkveranstaltung „6 Monate Hanau – Vereint gegen Rassismus“ am 22.08.2020 als äus-
serst unangebracht. Für die Zukunft wünschen wir uns einen respektvolleren Umgang mit 
solchen Gedenkveranstaltungen, sowie mit marginalisierten Personen, die bereit sind ihre 
Rassismuserfahrungen zu teilen.“ [16] 
Dieser Versuch entlarvt sich als bloße Abwehr von Kritik durch Denunzierung. Anspruch 
einer antirassistischen und intersektionalen Bewegung sollte es sein, Antisemitismus zu 
berücksichtigen und eine Kritik an identitären Versuchen der Vereinnahmung regressiver 
Linker zu formulieren und diese künftig wenn möglich abzuwehren, statt das antisemiti-
sche Verhalten Palästina Antikolonials zu unterstützen. 
Der Umgang mit Jüdinnen und Juden als vermeintlich „Weißen“, die auf der anderen 
Seite stehen und eher zu rassistischen Täter*innen gemacht denn als Betroffene von Anti-
semitismus und Rassismus wahrgenommen werden, ist leider keine Seltenheit. So wichtig 
es ist, sich mit Intersektionalität und damit mehrfachen Diskriminierungsprozessen ausei-
nanderzusetzen, so wichtig ist es, diese nicht ausgerechnet dann aufzuheben, wenn es 
um die Komplexität jüdischer Identitäten geht. Auf diesen Umstand weist auch der kriti-
sierte Vortrag Ingo Elbes – „It‘s not systemic…“ – dessen Titel sich auf die konsequente 
Leugnung eines systematischen, manifesten Antisemitismus in den geläufigen Theorien 
der Postmoderne bezieht – hin. Ingo Elbe ist damit jedoch nicht allein: Auch innerhalb der 
queerfeministischen postmodernen Strömung weisen Akteur*innen auf diesen Umstand 
hin, der dennoch noch allzu oft ignoriert wird. Dazu gehören bspw. Merle Stöver mit ihren 
Vorträgen („Antisemitismus in feministischen Bewegungen“ [17]), aber auch die gerade 
neu gegründete Gruppe Jüdisch & Intersektional [18]. Die Theorie des Intersektionalismus 
verspielt ihr Potential, wenn sie diese Kritik nicht in sich aufnimmt, sofern diese Ausgren-
zung nicht prinzipiell in ihre Theorie eingeschrieben ist. 
Nicht nur hat das BIPoC-Referat durch den Facebook-Post deutlich sein hochschulpoliti-
sches Mandat überschritten, sondern darüber hinaus auch an einer Demonstration teilge-
nommen, die eindeutig von Personen mitgetragen und -organisiert wurde, die sich der 
BDS-Bewegung zuordnen und diese unterstützen. Palästina Antikolonial kooperiert mit 
BDS-Akteuren, die es zu Veranstaltungen einlädt. [19] Der StuPa-Beschluss, der im ver-
gangenen Jahr einstimmig gegen BDS gefasst wurde [20], schien hier keine Relevanz zu 
besitzen – zumindest war eine Kritik daran trotz mehrerer Hinweise von uns und anderen 
Gruppen lange nicht wahrnehmbar. Erfreulicherweise hat der AStA am 02.12. einstimmig 
ein Statement zur Distanzierung von „Palästina Antikolonial“ verabschiedet [21] – von die-
sen Verstrickungen fehlt darin jedoch jede Spur: Der Post auf der Facebook-Seite des BI-
PoC-Referats ist nach wie vor existent und auch die Likes und Follows einiger Referent*in-
nen und Referate auf Social-Media-Kanälen für „Palästina Antikolonial“ sprechen eine an-
dere Sprache [Stand 06.12.]. 
Vorwurf 3: Einseitigkeit der Vorträge und mangelnde Beschäftigung mit Rassismus 
Das BIPoC-Referat warf uns zu mehreren Zeitpunkten eine einseitige Beschäftigung mit 
der Kritik des politischen Islam und eine Vernachlässigung von Rassismus vor. Abgesehen 
davon, dass wir es als eine Zumutung empfinden, uns vorschreiben lassen zu sollen, mit 
welchen Themen wir uns im Rahmen unserer eigenen Vortragsreihe beschäftigen, ist der 
Vorwurf schlicht falsch. Bereits in unserem ersten Statement hatten wir auf die breite 
Kritik hingewiesen, die in der Vortragsreihe geübt wird: 
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Von Beginn der Projektstelle an leistete diese antirassistische Arbeit. Dazu gehörten in 
der Vergangenheit Vorträge zu modernen Hexenjagden (2014), Menschenrechten und Ot-
hering (2016), einer Kritik an PEGIDA (2016), Nationalsozialismus und Fremdenhass 
(2016), eine kritische Auseinandersetzung mit dem Begriff der kulturellen Aneignung 
(2017), eine Kritik des Ethnopluralismus (2017), Kritik der Rassenontologie (2018), das Is-
lambild der neuen Rechten (2018), Völkische Mobilisierung (2019), Rechtspopulismus 
(2019), und akademischer Antirassismus (2019). Allein deshalb wollen wir den Vorwurf zu-
rückweisen, uns nicht mit Antirassismus zu beschäftigen. Als Projektstelle sind wir seit je-
her breit aufgestellt und haben zudem Veranstaltungen zu Antisemitismus, (Anti-)Sexis-
mus in jeglichen Ausdrucksformen, Antifaschismus, Verschwörungsideologien, Ästhetik, 
Kritik der Kulturindustrie, Ökologischen Bewegungen, Kritik der politischen Ökonomie und 
vielem mehr veranstaltet. Auch in diesem Semester verfolgen unsere Vorträge das Ziel, 
unter anderem antirassistische Arbeit zu leisten – dazu gehören explizit die Vorträge von 
Tobias Neuburger zu Antiziganismus sowie von Ronya Othmann zu ihrem Buch „Die Som-
mer“, implizit beziehen sich aber auch die Vorträge von Andreas Stahl und Katrin Henkel-
mann sowie Karin Stögner in Teilaspekten auf Rassismuskritik. 
Unsere Erwiderung wurde schlicht ignoriert und der Vorwurf ein weiteres Mal erhoben. 
Für eine ideologiekritische Veranstaltungsreihe sollte es selbstverständlich sein, dass ge-
rade die gängigen und wirkmächtigen Ideologien kritisiert und angegriffen werden. Dazu 
gehört sicherlich der Rassismus, aber eben auch der politische Islam. Gleichzeitig sehen 
wir unsere Aufgabe wesentlich in der Ausübung von Kritik an den Stellen, an denen sie 
sonst unterbleibt und gerade dort, wo ein innerlinker Konsens zu herrschen scheint. Hin-
gegen besteht eine Veranstaltungsreihe zur Ideologiekritik explizit nicht darin, die ohne-
hin landauf und landab ständig wiederholten Vorträge zu gängigen Themen feilzubieten, 
die auch längst Einzug in sozialliberale Feuilletons und universitäre Veranstaltungen ge-
halten haben und ohnehin vom linken Mainstream rezipiert werden. 
Vorwurf 4: Reproduktion von Rassismus durch „Tokenism“, „Überemotionalisie-
rung“, „Definitionsmacht“ und „Mikroaggressionen“ 
Gerade nach dem gemeinsamen Gespräch mit dem BIPoC-Referat und dem AK Postkoloni-
alismus wurden Vorwürfe uns gegenüber erhoben, die allesamt mit Vokabeln der postmo-
dernen bzw. poststrukturalistischen Theorie operieren: Wir betrieben „Tokenism“, hätten 
die Referent*innen im Gespräch „überemotionalisiert“, die „Definitionsmacht“ über Ras-
sismus an uns zu reißen versucht und unsere Gesprächspartner*innen „Mikroaggressionen“ 
ausgesetzt. 
Der Vorwurf des Tokenism rührte vor allem aus der Kritik, die Statusgruppe der BIPoC an 
der Universität sehe eine Mitwirkung der Veranstaltungen zur Ideologiekritik an der Anti-
rassismuskampagne des AStA als problematisch, da sie sich von uns nicht repräsentiert 
fühlten. Darauf erwiderten wir, dass unsere Veranstaltungen regelmäßig von Personen be-
sucht und unterstützt werden, die selbst Teil dieser Statusgruppe sind, unsere Vorträge 
mit großem Interesse besuchen und ihre Positionen in deren Inhalten wesentlich besser 
wiedererkennen als in den Vollversammlungen und Positionierungen des BIPoC-Referats 
oder anderer Gruppierungen mit postmodernen bzw. postkolonialen Ansätzen. Statt diese 
Differenz anzuerkennen und die Selbstbestimmtheit und Subjektposition von Rassismus 
betroffener Personen in ihrer Unterschiedlichkeit ernst zu nehmen, wurde uns vorgewor-
fen, diese Personen als „Token“ zu missbrauchen, um unsere Veranstaltungsreihe gegen-
über den Vorwürfen zu legitimieren. Damit schlägt das BIPoC-Referat in dieselbe Kerbe 
wie bei dem Vorwurf des internalisierten Rassismus gegenüber der Projektstelleninhabe-
rin: Während alle Weißen, die das BIPoC-Referat in ihren Positionen unterstützen, Allies 
sind, sind alle BIPoC, die uns unterstützen, aufgrund ihres vermeintlich internalisierten 
Rassismus reine Token, inklusive der Projektstelleninhaberin selbst. Hier offenbart sich, 
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dass sich die vom BIPoC-Referat vorgenommene Unterscheidung von ‚richtigen‘ und ‚fal-
schen‘ Positionen von rassifizierten Individuen nicht an konkreten Inhalten festmacht, 
sondern an der Trennlinie zwischen eigenen und anderen Positionen. Zu keinem Zeitpunkt 
haben wir hingegen gefordert, postmoderne und postkoloniale Theorien in Veranstaltun-
gen nicht zu unterstützen oder auszuschließen, auch wenn deutlich sein sollte, dass diese 
unseren Ansätzen nicht entsprechen und wir sie in vielerlei Hinsicht kritisieren. Die Ent-
wicklung des Begriffes „Tokenism“ von einem Begriff liberaler Repräsentationspolitik hin 
zu einem Kampfbegriff zur Verächtlichmachung von PoC, die Identitätspolitik ablehnen, 
zeichnet auch Tara Falsafi kritisch nach [22]. Mit dem Vorwurf des Tokenism, so schreibt 
sie treffend, wird heute eben die Sprecher*innenposition, um die es postmodernen Theo-
rien allein geht, wenn die Frage gestellt wird, wer Rassismus (und andere Diskriminie-
rungsformen) als solchen erkennen können darf, den betroffenen Personen abgesprochen, 
die diesen postmodernen Duktus als den identitären Unsinn kennzeichnen, der er ist. 
Daran anschließend wurde uns vorgeworfen, die Deutungshoheit über den Begriff des Ras-
sismus an uns reißen zu wollen und in diesem Zuge den anderen Beteiligten absprechen 
zu wollen, selbst einen Begriff von Rassismus zu haben. Das ist nicht allein deshalb nicht 
tragbar, weil die Vokabeln der Deutungshoheit und des Sprechorts weitestgehend identi-
täre und leere Begriffe sind, sondern vor allem deshalb, weil die Erkenntnis des Rassis-
mus, die immer in dessen Kritik besteht, nicht von diesen abhängt. Es ist eine sicher rich-
tige Erkenntnis, dass unterschiedlich gelesene Personen unterschiedliche Erfahrungen ma-
chen. Die Erfahrungen rassifizierter Personen machen dabei ein wesentliches Moment der 
Realität aus, an der materialistische Theorie Kritik übt, sodass sie in diese einfließen. Das 
ändert jedoch nichts daran, dass Rassismus ein strukturell-gesellschaftliches und damit 
objektiv existierendes Phänomen ist, das auch von Personen, die nicht oder weniger von 
rassistischer Diskriminierung betroffen sind, erkannt werden kann. Indem wir Argumente 
gegen den Rassismusvorwurf vorbrachten, die diesen unseres Erachtens widerlegen, ha-
ben wir niemandem unsere „Definitionsmacht“ aufgezwängt, sondern eben ein Argument 
angeführt, das diskutiert werden kann. Dieser Diskussion wurde sich aber entzogen, da 
man sich mit Inhalten nicht beschäftigen wollte. Idealerweise hätte eine solche Diskus-
sion dazu geführt, dass der zwanglose Zwang des besseren Arguments zu einer Begriffs-
schärfung in Bezug auf Rassismus bei allen Beteiligten beiträgt. 
In dieselbe Kerbe schlägt der Vorwurf der Überemotionalisierung. Zu keinem Zeitpunkt 
haben wir die Vorwürfe oder die Diskussion als „emotional“ gekennzeichnet. Wir entneh-
men dem Offenen Schreiben des BIPoC-Referats und des AK Postkolonialismus vom 02.11., 
dass sich dieser Punkt vor allem auf unsere Forderung bezieht, Textbelege für die Vor-
würfe anzuführen, um diese zu legitimieren bzw. anhand dieser Belege darzulegen, wes-
halb die entsprechenden Stellen rassistisch sein sollen. Dies geschah Seitens des BIPoC-
Referats nicht, stattdessen wurde wiederholt gesagt, dass die Texte Koschka Linkerhands 
eindeutig rassistisch seien. Da uns dies als Argument nicht ausreichte, baten wir weiter-
hin um Belege und Erläuterungen anstelle von Vermutungen. Dies wurde uns wahrschein-
lich als „Überemotionalisierung“ ausgelegt, da wir somit die Vorwürfe als unbegründet 
zurückwiesen. 
Auch „Mikroaggressionen“ konnten wir im Gespräch nicht verzeichnen. Für uns ist viel-
mehr deutlich, dass trotz des Dissenses die beteiligten Parteien in dem gemeinsamen Ge-
spräch versucht haben, ihre Standpunkte sachlich darzulegen. Zugleich ist bei der 
Schwere der Vorwürfe und einer inhaltlich so aufgeladenen Debatte klar, dass in der Sa-
che hitzig diskutiert wird. „Mikroaggressionen“ konnten wir dabei nicht erkennen. 
Epilog: Nachwirkungen 
Allein der im Laufe des Textes skizzierte Wandel der stets inhaltsleeren Vorwürfe zeigt 
die Problematik der gesamten Debatte an: Während es zunächst um Koschka Linkerhand 
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ging, ging es plötzlich um uns, später dann um die Projektstelle an sich. Nach letzten 
Aussagen einiger AStA-Mitglieder soll es nun wiederum nicht um uns gehen, einige Perso-
nen vertreten trotz eindeutiger Aussagen im Statement des BIPoC-Referats, der Einladung 
zum ersten Open Space und den dort getätigten Äußerungen scheinbar die Meinung, dass 
es keine persönlichen Vorwürfe gegen uns gebe. Dass diese Vorwürfe nicht nur eine AStA-
interne Angelegenheit sind, sondern auch uns persönlich treffen und dazu in der Lage 
sind, uns bei anderen Gruppierungen und auch an der Uni zu diskreditieren, ohne dass 
auch nur an einer Stelle Belege für diese persönlichen Vorwürfe angegeben wurden, 
schien nicht bei allen AStA-Mitgliedern angekommen zu sein. 
Stimmt man den unbegründeten Vorwürfen in dieser Form zu, ergibt sich daraus jedoch 
ein weiteres Problem: Eine Zustimmung, die allein aus der Deutungshoheit des BIPoC-Re-
ferats heraus erfolgt und sich nicht auf konkrete Belege stützt, öffnet Tür und Tor für 
weitere solcher Prozesse. Selbstverständlich muss Kritik ernst genommen und rassisti-
sches Denken und Handeln innerhalb wie außerhalb des AStA bekämpft werden – ein Vor-
wurf von solcher Tragweite, der prinzipiell auch justiziabel ist und weitreichende Folgen 
für die Beschuldigten auch im Privaten und im Berufsleben nach sich ziehen kann, darf je-
doch niemals unbegründet sein. Wird diesem stattgegeben, so ist Rassismus kein Gegen-
stand objektiver Kritik, sondern hängt von der subjektiven Einschätzung von Einzelperso-
nen ab, die keineswegs die Gesamtheit der Betroffenen repräsentieren, sondern sich auf 
einen bestimmten Begriff von Rassismus festgelegt haben, der auch von rassifizierten Per-
sonen selbst kritisiert wird. Diese unterliegen folglich einer begrifflichen und praktischen 
Spaltung: Nur wer den eigenen Begriff von Rassismus teilt, ist tatsächlich betroffen, wäh-
rend rassifizierte Personen, die diesen Begriff nicht teilen, selbst in die Gruppe der Wei-
ßen abgeschoben werden können; für sie ergibt sich ein doppelter Ausschluss, da sie nach 
wie vor von Rassismus betroffen sind, zugleich aber keine Repräsentation erhalten. Wäh-
rend die Einrichtung eines rassismuskritischen Referats eine sinnvolle und wichtige Insti-
tution zur Bekämpfung des Rassismus darstellt, ist es unseres Erachtens wichtig, margina-
lisierte Gruppen und Personen innerhalb dieser Statusgruppe ebenfalls einzubeziehen und 
für deren Anliegen einzutreten. Dass dies nicht geschieht, deutet sich bereits in unserem 
Konflikt an, wenn persönliche Vorwürfe gegen die Projektstellenbeauftragte gerichtet 
werden. 
Der AStA verspielt mit diesem Vorgehen seine Glaubwürdigkeit gegenüber diesen doppelt 
ausgeschlossenen Gruppen und verstößt gegen seine eigenen Beschlüsse, heißt es doch im 
Koalitionsvertrag:  
„Der AStA vertritt die Meinung, dass Wissenschaft kritisch sein muss. Die Projektstelle 
Ideologiekritik soll weiterhin gefördert werden und Wissenschaft und Bildung an der Uni 
kritisch begleiten.“ [23] 
Wir möchten mit Nachdruck betonen, dass wir weiterhin eine Auseinandersetzung des 
AStA der Universität Münster mit unserer Kritik erwarten und fordern daher eine öffentli-
che Stellungnahme. Die Debatte, die sich hier abzeichnet, schwelt bereits seit Jahren in 
der linken Szene Münsters, wird aber nicht offen diskutiert. Dafür wäre es höchste Zeit. 
Ideologiekritik Münster 
 
 
 
http://jusohsg.de/2020/11/stellungnahme-der-juso-hochschulgruppe-muenster-zum-
asta-beschluss-zur-zusammenarbeit-mit-der-projektstelle-ideologiekritik-vom-17-11-
2020/ 
 



30.11. 07.12. 14.12. 21.12. 28.12. 04.01.2021 11.01. 18.01. 25.01. 01.02. 

Zoom-Meeting Zoom-Meeting Zoom-Meeting keine Sitzung keine Sitzung Zoom-Meeting Zoom-Meeting Zoom-Meeting Zoom-Meeting Zoom-Meeting 

 

Stellungnahme der Juso-Hochschulgruppe Münster zum AStA-Beschluss zur 
Zusammenarbeit mit der Projektstelle Ideologiekritik vom 17.11.2020 
Sonstiges / Von Jan Malte Immink 
In seinem Plenum am 17. November 2020 hat der AStA – getragen von CampusGrün, der 
Demokratisch Internationalen Liste und uns, der Juso-Hochschulgruppe – den Beschluss 
gefasst, „das Projekt Veranstaltungen zur Ideologiekritik in seiner jetzigen Form nicht 
weiter zu fördern.“ 
Bereits im Vorfeld dieses Plenums hatte die Ideologiekritik-Projektstelle erklärt, ihre Zu-
sammenarbeit mit dem AStA – als Konsequenz aus dem vorangegangenen Konflikt insbe-
sondere mit dem autonomen BIPoC-Referat und dem betreuenden AStA-Referat für Diver-
sity, Kultur, Feminismus und politische Bildung – beenden zu wollen. Die Frage, ob und 
wie eine weitere Zusammenarbeit des AStAs mit der Projektstelle bestehen könne, war 
durch diese Erklärung schon hinfällig geworden.  
Dennoch bestanden mehrere AStA-Referent*innen beim AStA-Plenum darauf, dass der 
AStA einen Beschluss über seine Zusammenarbeit mit der Ideologiekritik fasse. Dies ge-
schah schließlich gegen den ausdrücklichen Willen der teilnehmenden Juso-HSG-Refe-
rent*innen. Der oben genannte Beschluss wurde sodann mit 12 Ja-Stimmen und 4 Nein-
Stimmen (keine Enthaltung) gefasst.  
Dieses Vorgehen kritisieren wir als Juso-Hochschulgruppe deutlich. Das Beharren auf ei-
nen Beschluss des AStAs bezüglich der Ideologiekritik, während diese sich ihrerseits zu-
rückgezogen hatte und der ursprüngliche Antrag über die Weiterführung der Projektstelle 
somit gegenstandslos geworden war, legt nahe, dass die Beschlussfassung nicht bloß von 
der Klärung der zukünftigen Zusammenarbeit mit der Projektstelle motiviert war. Viel-
mehr deutet das Verhalten der tonangebenden Referent*innen darauf hin, dass das Ziel 
nur noch die nachträgliche Verurteilung der Projektstelle und ihrer Arbeit war. Insbeson-
dere, da die Gründe für den Beschluss nicht öffentlich diskutiert oder erläutert wurden.  
Unabhängig von dieser Kritik an AStA-internen Abläufen sehen wir es als wichtig an, uns 
als Juso-Hochschulgruppe auch inhaltlich zu dem Konflikt zwischen der Projektstelle Ideo-
logiekritik und BIPoC-Referat zu verhalten. Denn bei unserem Plenum hatte sich in Diskus-
sionen abgezeichnet, dass die Idee der Projektstelle grundsätzlich durchaus als wichtig 
und unterstützenswert erachtet wird.   
Die Tatsache, dass dieser Standpunkt sich nicht in der Entscheidung des AStAs wiederfin-
det, ist einerseits Ergebnis der politischen Realitäten, auf denen der AStA momentan 
fußt. Klar ist gleichzeitig aber auch, dass die Vorgänge und der Beschluss beim betreffen-
den AStA-Plenum Ergebnisse eines seit Wochen schwelenden Konflikts sind. Die Art und 
Weise, wie zwischen AStA-Referaten, betroffenen Akteur*innen und unserem Plenum 
kommuniziert wurde, muss in einem internen Prozess reflektiert werden.  
Wir verstehen den zutage getretenen Konflikt zwischen Ideologiekritik und BIPoC-Referat 
im Kontext eines den linken Diskurs derzeit bestimmenden Spannungsfelds. Dieses Span-
nungsfeld besteht zwischen identitätspolitischen Ansätzen, welche die Perspektiven und 
die Deutungshoheit von Diskriminierungs-Betroffenen zum Ausgangspunkt politischer Ar-
beit machen auf der einen Seite und materialistischen Ansätzen, die eine universalisti-
sche Kritik an vorherrschenden Strukturen, Ideen und Machtverhältnissen zum Ausgangs-
punkt politischer Arbeit machen.   
Als linke Hochschulgruppe erkennen wir uns und unser Engagement als in dieses Span-
nungsfeld eingebettet an und wir nehmen die Herausforderung, die es bedeutet, sich in-
nerhalb dessen zu verorten, an. Wir erkennen, dass beide Ansätze ihre Berechtigung ha-
ben. Wir sind gewillt, auch vermeintliche Widersprüche auszuhalten, wenn es darum 
geht, materialistische und identitätspolitische Ansätze für unser politisches Handeln zu 
vereinen.  

http://jusohsg.de/category/sonstiges/
http://jusohsg.de/author/jan-malte-immink/
http://jusohsg.de/glossar/plenum/
http://jusohsg.de/glossar/asta/
http://jusohsg.de/glossar/projektstelle/
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Es steht für uns außer Frage, dass von Diskriminierung Betroffenen zugehört werden muss 
und individuelle Rassismus-Erfahrungen – auch im Kontext aktueller politischer Auseinan-
dersetzungen – problematisiert werden müssen und nicht relativiert werden dürfen. Wir 
sind solidarisch mit von Rassismus Betroffenen und wir setzen uns dafür ein, dass BIPoC 
überall und insbesondere an unserer Universität Schutzräume und Beschwerdestellen ha-
ben.  
Aus unserem sozialistischen Selbstverständnis heraus sehen wir die Notwendigkeit, die 
patriarchalen und kapitalistischen Realitäten unserer Gesellschaft und die sie konstituie-
renden Ideen, Hierarchien und Strukturen als solche auf einer überindividuellen Ebene zu 
analysieren, zu kritisieren und zu verändern.  
Mit der Projektstelle Ideologiekritik verliert der AStA eine wichtige Partnerin, welche sich 
mit ihrer Bildungsarbeit genau dieser Notwendigkeit seit Jahren angenommen hat. Das 
schmerzt uns als Juso-Hochschulgruppe.  
Dieser Eindruck wird noch verstärkt, wenn man sich vor Augen führt, dass die Arbeit der 
Ideologiekritik integral für antisemitismuskritische Bildungsarbeit in Münster ist. Arbeit, 
die insbesondere angesichts aktueller gesellschaftspolitischer Tendenzen auch in unserer 
Stadt unabdingbar ist. Dass die Zusammenarbeit mit und die Förderung durch den AStA 
nun vorerst zu einem Ende gebracht worden sind, erfüllt uns mit Sorge.  
Wir bekräftigen den Anspruch an uns selbst, unsere Rolle als Hochschulgruppe in den Ab-
läufen kritisch zu reflektieren. Zuletzt ziehen wir für uns selbst die Konsequenz, in Zu-
kunft weiter für emanzipatorische und kritische Bildungsarbeit einzutreten und ihr Räume 
in der verfassten Studierendenschaft (wieder) zu eröffnen. Dass dies auch zukünftig teil-
weise in Spannung mit identitätspolitischen Ansätzen stehen wird ist eine Tatsache, die 
wir durchaus anerkennen. Diskriminierung darf in diesem Spannungsfeld aber in keiner 
Weise einen Platz haben. Der Herausforderung, diese Spannungen auszuhalten und in ei-
nem linken Diskurs fruchtbar zu machen, wollen und werden wir uns stellen.  
 
 
 
https://campusgruen-muenster.de/2020/12/10/position-cg-zur-ik/ 
 
STELLUNGNAHME VON CAMPUSGRÜN MÜNSTER ZUR PROJEKTSTELLE IDEOLOGIEKRITIK 
Gliederung 
1. Zur Einordnung der Debatte um das Projekt "Ideologiekritik" 
2. Unsere Position zu der Projektstelle IK 
3. Reaktion auf das Statement von Juso HSG 
4. Abschließend / Ausblick 
Zur Einordnung der Debatte um das Projekt „Ideologiekritik“ 
Im Jahr 2014 beschloss der damalige AStA das Projekt Ideologiekritik, zu diesem Zeit-
punkt in anderer personeller Zusammensetzung, zu fördern. Die Personen, die die Vor-
tragsreihe heute organisieren, übernahmen das Projekt in den Jahren 2019 / 2020. 
 
Die Zusammenarbeit mit der jetzigen Besetzung des Projektes wurde durch einen AStA-
Beschluss vom 17. November 2020 beendet. Dieser wurde von einer Mehrheit mit 12 Stim-
men dafür, keinen Enthaltungen und 4 Gegenstimmen beschlossen. 
 
Dem Beschluss ist eine monatelange Diskussion um das Projekt vorausgegangen. Dabei 
kam es sowohl zu persönlichen Auseinandersetzungen als auch zu deutlichen politischen 
Differenzen von unterschiedlichen Akteur*innen im AStA. Dass ein Beschluss gefasst wer-
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den soll und das AStA-Plenum eine Entscheidung dazu trifft, ist in einem dafür eingerich-
teten Arbeitskreis des AStAs ausdrücklich empfohlen worden. Dabei wurden alle Ak-
teur*innen mit einbezogen und waren einverstanden – auch die den AStA tragenden Listen 
und die Projektinhaber*innen. Die vorgesehene Abstimmung wurde daraufhin wochenlang 
vertagt und verhindert. 
 
Wir haben uns deswegen dafür eingesetzt, dass die beiden Projektinhaber*innen für einen 
weiteren Monat Zuwendungen erhalten und sie so nicht zusätzlich finanziell von dem 
langwierigen Prozess im AStA betroffen waren. 
 
Unmittelbar am Abend vor dem Plenum, bei dem es dann zur Abstimmung kommen sollte, 
haben sich die Projektinhaber*innen vom AStA abgewandt und gefordert, dass der AStA 
keine Entscheidung treffen dürfe. Außerdem sind persönliche Vorwürfe gegen einzelne 
AStA-Referent*innen geäußert worden und unhaltbare Anschuldigungen gefallen. Dazu ge-
hören Unterstellungen, dass AStA-Referent*innen sie nicht ausreichend unterstützt hät-
ten, Informationen strategisch vorenthalten wurden und auf Listenebene geheime Abspra-
chen getroffen worden wären. Die Vorwürfe hatte offenbar das Ziel, Einzelpersonen zu 
diffamieren und den demokratischen Entscheidungsprozess in Frage zu stellen. Dieses 
Verhalten und die erneute Stellungnahme der Projektinhaber*innen wurde von uns als 
nicht konstruktiv aufgefasst.  
Bei einem langen Plenum unter Ausschluss der Öffentlichkeit – der listenübergreifend ge-
wünscht wurde – wurde daraufhin darüber gesprochen, ob ein Beschluss zu dem Thema 
nun überhaupt noch notwendig sei. CampusGrün hat keine einheitliche Meinung dazu, 
respektiert aber die Entscheidung des gesamten AStA, einem unbequemen Beschluss nicht 
aus dem Weg zu gehen. Die Thematik bespielt vor allem einen innerlinken Konflikt und 
fällt einem linken AStA aus unterschiedlichen Strömungen dementsprechend schwer. Wir 
weigern uns aber, solchen Diskussionen grundsätzlich aus dem Weg zu gehen und respek-
tieren den AStA-internen Prozess, der letztendlich zu einer Abstimmung geführt hat. 
 
Der AStA-Beschluss wurde intern geheim abgestimmt. Wir bedauern, dass die Debatte 
nicht öffentlich möglich war, haben dafür dennoch großes Verständnis ,gerade weil der 
Druck auf die Referent*innen über Wochen gestiegen ist. Vor, während und nach dem Ple-
num und auch heute wird konstant Druck ausgeübt, den wir für unangebracht und eine 
Zumutung für alle Beteiligten halten. 
Unsere Position zu „Veranstaltungen zur Ideologiekritik“ 
Am 4.12.19 veranstaltete der AStA zusammen mit Ideologiekritik den Vortrag „Nestbe-
schmutzerinnen. Thesen einer feministischen Islamkritik.“ von Koschka Linkerhand. Vor 
und während des Vortrages kam es zu Protesten. Der Vortragenden wird Transfeindlich-
keit und antimuslimischer Rassismus vorgeworfen. Wir schließen uns dazu dem State-
ment, was über die Kanäle des queerfeministischen Kollektivs Gegengrau verteilt wurde, 
an: https://queerfems.blackblogs.org/2019/12/02/koschka-linkerhand-eine-kritik/ 
CampusGrün ist queerfeministisch.  
Das heißt, Menschen bestimmen selbst mit welchem Geschlecht sie sich identifizieren. 
Menschen ein Geschlecht zuzuschreiben, mit dem sie sich nicht identifizieren, halten wir 
für falsch, höchst unsensibel und diskriminierend. Linkerhand verleumdet Menschen, die 
sich mit einem Gender identifizieren, welches nicht dem vermeintlichen biologischen Ge-
schlecht entspricht. In erster Linie werden hier Trans-Personen angegriffen, aber auch 
alle weiteren Menschen, die sich mit einem Gender identifizieren, welches nicht dem bei 
Geburt zugewiesenen Geschlecht entspricht. Auch benutzt sie rassistische Erzählstruktu-
ren gegen muslimische Feministinnen, anstatt sich auf den Diskurs über das Verhältnis 

https://queerfems.blackblogs.org/2019/12/02/koschka-linkerhand-eine-kritik/
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von Feminismus und Kopftuch einzulassen. Das hat für uns nichts mit Ideologiekritik zu 
tun. Deswegen stellt sich CampusGrün dem polemischen Ansatz Linkerhands klar entge-
gen und sieht es sehr problematisch, dass diese Ansichten durch die Inhaber*innen der 
Projektstelle Ideologiekritik verteidigt wurden. 
CampusGrün ist antirassistisch. 
In der Auseinandersetzung der letzten Monate machte das Projekt Ideologiekritik von ei-
ner Diskussionsstrategie Gebrauch, die auch vor rassistischem Gaslighting und Derailment 
nicht Halt machte. Es wurde konsequent vom eigentlichen Thema abgelenkt  und letzt-
endlich über andere Themen gesprochen (Derailement), beispielsweise auf eine inhaltli-
che Debatte verwiesen statt dass auf die vorgebrachte Kritik am Umgang mit dem Vortrag 
von Linkerhand konstruktiv reagiert wurde. Außerdem wurde gezielt die  Wahrnehmung 
von Personen hinterfragt, um diesen mit Selbstzweifeln die Orientierung zu nehmen (Gas-
lighting). In diesem Fall wurde Menschen, die von Rassismus betroffen sind, vorgeworfen, 
dass sie nicht verstünden, was Rassismus sei. Diese Diskussionsstrategien können eine 
Reihe von schweren psychischen Störungen bei den Betroffenen verursachen. In wieder 
anderen Gesprächen verharmlosten die Inhaber*innen mehrfach Rassismuserfahrungen, 
indem sie von Betroffenen sprachen, die sich „auf den Schlips getreten“ fühlen würden. 
An dieser Stelle hat sich gezeigt, dass die Projektstelle Ideologiekritik nicht Widersprüche 
zwischen Ideologie und Wirklichkeit sucht, wie es tatsächliche Ideologiekritik täte. Viel-
mehr verteidigen sie vehement die eigenen Weltanschauungen und machen auch vor ge-
zielten Wahrnehmungsverzerrungen, wie Gaslighting keinen Halt. Ideologiekritik bedeu-
tet, Widersprüche zwischen Ideologien und Wirklichkeit zu untersuchen, um Denkfehler 
aufzuzeigen. Wir befürworten dieses Konzept und stehen der Förderung neuer ideologie-
kritischer Projekte durch den AStA offen gegenüber, sofern sie den Ansprüchen an die 
Ideologiekritik als Methode gerecht werden. Es darf aber nicht sein, dass diskriminierte 
Gruppen und ihre Erfahrungen nicht ernst genommen und delegitimiert werden. Vorge-
bracht wurde unter anderem, dass durch den Wegfall der Förderung von „Ideologiekritik“ 
eine wichtige Stelle der antisemitismuskritischen Arbeit wegfalle und dass sich dieses 
Vorgehen in ein Erstarken von antisemitischen Kräften in Münster einreihen würde. Diese 
Entwicklung betrachten auch wir mit Sorge, wollen aber nachdrücklich auf die antisemi-
tismuskritische Arbeit hinweisen, die wir unter anderem durch die Projektförderung „An-
tisemitismus bekämpfen“ seit Jahren im AStA stark machen. Wichtig ist uns dabei: antise-
mitismuskritische Arbeit darf kein Vorwand für rassistische Äußerungen werden. Für uns 
als CampusGrün ist antisemitismuskritische Arbeit essenziell. Diese darf jedoch kein Frei-
brief für rassistische Äußerungen werden. 
Rassismus ist unverhandelbar und indiskutabel. Personen, die allem Anschein nach rassis-
tische Positionen vertreten und gegenüber den Vertreter*innen der Statusgruppe der 
Black People, Indigenous People and People of Color, gerade in diesem Ausmaß, feindse-
lig auftreten, verdienen keine Förderung und noch weniger eine Bühne, die durch einen 
von CampusGrün geführten AStA bereitgestellt wird. 
Reaktion auf das Statement der Juso-HSG 
Zum Statement der Juso HSG 
Auch wenn wir grundsätzlich die direkte Kommunikation und den persönlichen Austausch 
begrüßen, sehen wir uns als Reaktion auf das Statement der Juso-HSG gezwungen, auf 
diesem Weg zu kommunizieren und einige Punkte zu kontextualisieren.  
 
In dem Statement der Juso-HSG wird geschrieben, dass die Abstimmung über eine weitere 
Zusammenarbeit des AStAs mit den Projektinhaber*innen dadurch hinfällig geworden 
wäre, dass die Projektförderung Ideologiekritik einen Abend zuvor die Beendigung der Zu-

http://jusohsg.de/2020/11/stellungnahme-der-juso-hochschulgruppe-muenster-zum-asta-beschluss-zur-zusammenarbeit-mit-der-projektstelle-ideologiekritik-vom-17-11-2020/
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sammenarbeit erklärte. Wir werten dies als strategisches Mittel, nach missglückten Ret-
tungsversuchen über die Zusammenarbeit in eigener Sache zu entscheiden und weisen das 
entschieden zurück. Angesichts der Debatte und Problematik des Projektes zur Zusam-
menarbeit war ein Plenumsbeschluss weder hinfällig noch gegenstandslos geworden. Er 
wurde daher von einer Mehrheit der Referent*innen weiterhin gefordert. Die Aufgabe des 
AStAs besteht darüber hinaus darin, über die Förderung von Projekten zu entscheiden. Als 
CampusGrün müssen wir uns gegen Projektförderungen aussprechen, die unseren politi-
schen Grundsätzen diametral entgegenstehen. 
Auch die durch das Statement der Juso-HSG kritisierte Tatsache, dass der AStA-Beschluss 
im Anschluss öffentlich zunächst nicht weiter begründet und erläutert wurde, fußt auf 
dem ausdrücklichen Wunsch aller listenpolitischen Referent*innen. Es wurde dabei mehr-
mals von allen Beteiligten betont, dass die Abstimmung nicht ohne Erklärung stehen blei-
ben könne und ein gemeinsames Statement des AStAs im Anschluss erarbeitet werden 
sollte. Umso mehr überrascht und enttäuscht es uns, dass die Juso-HSG den weiteren Aus-
tausch und die gemeinsame Erarbeitung einer Stellungnahme durch ein eigenes Statement 
nun, ohne jede Berücksichtigung der Koalitionspartner*innen, im Keim erstickte. Dass die 
Juso HSG ihren eigenen Referent*innen hier nicht den Rücken stärkt und die Verantwor-
tung für einen Ausschluss der Öffentlichkeit auf CampusGrün verschieben möchten, be-
dauern wir ebenfalls sehr und empfinden es als höchst unsolidarisch. Das Argument, dass 
es einen linken Diskurs geben müsse, der dem identitätspolitischen durchaus entgegenste-
hen kann, verzerrt die Debatte und verkennt verletzende Rassismuserfahrungen. Eine De-
batte, die Rassismusbetroffenen ihre Diskriminierungserfahrungen insbesondere in Bezug 
auf intersektionale Aspekte abspricht, ist falsch und untragbar. Für uns als CampusGrün 
ist klar: Eine tatsächlich linke Debatte ist in der Lage, Diskurse zu schaffen, die es nicht 
nötig hat, Rassismusbetroffene polemisch zu diskreditieren. Gerade im universitären und 
wissenschaftlichen Raum spielt sich Rassismus auf einer sprachlichen Ebene ab und findet 
sich oft in Diskursen wieder, die über und nicht mit marginalisierten Personen geführt 
werden. Die Auseinandersetzung mit diesen Diskursen sollte integraler Bestandteil jeder 
rassismuskritischen, politischen Arbeit sein. Die Juso HSG betont die Möglichkeit, das 
Spannungsverhältnis der verschiedenen Ansätze auf eine Art und Weise anzuerkennen, in 
der Diskriminierung keinen Platz hat. Hier stimmen wir auf theoretischer Ebene überein. 
Die Weiterführung einer Projektförderung, die mehrmals mit rassistischem Verhalten auf-
gefallen ist und die auch im Nachhinein keinerlei Einsicht oder Bedauern zeigt, steht al-
lerdings auf praktischer Ebene in offenem Widerspruch zu diesem Ideal. 
 
Wir stellen uns grundsätzlich nicht gegen Ideologiekritik als Konzept. Dies geht anders als 
von der Juso HSG behauptet, auch aus dem Beschlusstext hervor: Der Beschluss stellt sich 
nicht gegen Ideologiekritik an sich, sondern gegen eine Weiterführung der Förderung „in 
ihrer jetzigen Form“.  
Abschließend / Ausblick 
Wir sind uns bewusst, dass die genannten Spannungsverhältnisse unsere politische Arbeit 
in Zukunft weiterhin begleiten werden. Diese konkrete Thematik ist für uns damit jedoch 
abgeschlossen. Es wurden verschiedene Meinungen ausgetauscht und die Auseinanderset-
zung hat bereits extrem viel Zeit beansprucht. Wir bedauern, dass der Diskurs in vielen 
Teilen sehr verletzend abgelaufen ist und hätten uns eine angenehmere Debattenkultur 
gewünscht. 
 
In der kommenden Legislaturperiode setzen wir uns als CampusGrün dafür ein, dass die 
Studierendenschaft Projekte fördert, die Ideologien kritisch hinterfragen. 
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Wir stehen hinter der Entscheidung unserer Referent*innen, die sich im Rahmen ihrer 
AStA-Arbeit intensiv mit der Thematik befasst haben und aufgrund einer demokratischen 
Entscheidung öffentlich persönlichen Angriffen ausgesetzt sind. 
 
Als CampusGrün stehen wir auch hinter dem BIPoC-Referat. Wir solidarisieren uns mit al-
len, die von Rassismus betroffen sind und auf Koschka Linkerhand kritisch aufmerksam ge-
macht haben. Wir verurteilen die beleidigenden Angriffe, die das BIPoC-Referat und den 
Arbeitskreis Postkolonialismus auf verschiedenen Plattformen erreichen. 

Veröffentlicht am 10. Dezember 2020. 
 
 


